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Wir gratulieren ganz herzlich ...

Im Monat März 
zum 60. Geburtstag:

Herr Warnecke, IW-Transport GmbH, Leipzig

zum 50. Geburtstag:

Herr Münster –  
MIREG Mitteldeutsche Recycling GmbH,  
Chemnitz

Herr Veit –  
Küchenmontagen & Umzugsservice Lars Veit,  
Gahlenz

Im Monat April
zum 50. Geburtstag:

Sven Kische –  
FedEX Express Deutschland GmbH,  
Leipzig, Wiedemar, Nossen

zum Firmenjubiläum 120 Jahre

Grafe Transport, Karsten Grafe e.K. Stölpchen

zum Firmenjubiläum 75 Jahre

Zaspel Transport GmbH, Machern OT Lübschütz

Sehr geehrte Mitglieder,

wir möchten Sie schon jetzt auf unsere diesjährige 
Mitgliederversammlung aufmerksam machen und 
bitten, sich den Termin vorzumerken.

Die 33. Ordentliche Mitgliederversammlung  
des LSV e.V. findet am 

11. November 2023, 
im Gondwanaland im Zoo Leipzig, 
und damit auch in diesem Jahr wieder an einem außer
gewöhnlichen Veranstaltungsort statt.

Die Einladung zur Mitgliederversammlung werden 
wir Ihnen zeitnah zusenden.

Wir freuen uns, ein neues Fördermitglied, die DAKO GmbH, 
begrüßen zu können, welche Softwarelösungen für die optimale 

Steuerung von Transporten entwickelt. 
Bitte beachten Sie die Werbung auf der Rückseite dieser Ausgabe der Sächsischen Ver-
kehrsnachrichten.

Mitgliederversammlung 2023

www.lsv-ev.de
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Gemeinsames Positions-
papier: Öko-Effizienz
vorteile von Lang-Lkw 
jetzt nutzen!

Kernforderungen: 
Hängepartie bei Lang-Lkw-Ände-
rungsVerordnung beenden und 
Planungssicherheit für verlänger-
ten Sattelauflieger schaffen!

Eine breite Allianz von Verbänden 
und Unternehmen der Logistik-
branche sowie der Industrie und 
des Handels fordern die Bundes-
regierung in einem gemeinsamen 
Positionspapier auf, endlich den 
Rechtsrahmen für den verbrei-
teten Einsatz von Lang-Lkw ver-
bindlich zu beschließen. 

Unterzeichner des Papiers, das 
wir interessierten Mitgliedsunter-
nehmen gern zusenden, sind die 
Verbände BvDP, BGA, BGL, BIEK, 
BWVL, DIHK, DSLV, HDE und 
VDA sowie eine Reihe von Ein-
zelunternehmen.

Konkret fordert die Verbände- 
allianz:

1.	die fertig vorliegende 11. Än-
derungsverordnung für den 
Einsatz von Lang-Lkw zu be-
schließen und das in Vorberei-

tung befindliche Verfahren zur 
12. Änderungsverordnung ein-
zuleiten

2.	der Verlängerung des Probe-
betriebs des Lang-Lkw Typ 1 
(verlängerter Sattelauflieger) ab 
dem 1. Januar 2024 zustimmen 
und sich auf EU-Ebene für die 
Möglichkeit eines internationa-
len Regelbetriebs dieser Fahr-
zeuge einsetzen.

Allianz der Güterkraft-
verkehrs- und Busbranche 
für Reform der Berufs-
kraftfahrer-Ausbildung

Die Spitzenverbände der Güter-
kraftverkehrs- und Busbranche 
BDE, bdo, BGL und DSLV haben 
sich vor dem Hintergrund des Fah-
rermangels für eine grundlegen-
de Reform der Berufskraftfahrer-
Ausbildung ausgesprochen. Die 
Branchenverbände haben dazu 
ein gemeinsames Positionspapier 
veröffentlicht, sich in einem Brief 
an den Parlamentarischen Staats-
sekretär beim Bundesminister für 
Digitales und Verkehr Oliver Luk-
sic gewandt und einen Runden 
Tisch zur Entbürokratisierung der 
Berufskraftfahrerqualifikation ge-
fordert. 

Das Positionspapier orientiert 
sich stark an der gemeinsamen 
Stellungnahme von bdo und BGL 
anlässlich einer Öffentlichen An-
hörung im Deutschen Bundestag 
am 26. September 2023, geht 
aber noch in einigen Punkten da-
rüber hinaus.

Konkret schlagen die Branchen-
verbände folgende Maßnahmen 
vor:
	– Integration der Berufskraftfah-
rerqualifikation in die Fahraus-
bildung („2 in 1“)

	– Abbau der Sprachbarrieren bei 
Berufskraftfahrerqualifikation 
und Führerscheinerwerb

	– Öffnung des Prüfmonopols zur 
Bekämpfung des Mangels an 
Prüfterminen

	– Unbürokratische Anerkennung 
ausländischer Führerscheine

	– Aufhebung des Wohnortprin-
zips für Führerschein und Be-
rufskraftfahrerqualifikation

	– Digitalisierung von Aus- und 
Weiterbildung (E-Learning) so-
wie in der Verwaltung

	– Anpassung der Mindestalter-
Regelung für BKF

Das Positionspapier senden wir 
interessierten Mitgliedsunterneh-
men auf Anforderung gern zu.

Verbandspolitik
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Verkehrspolitik

Gemeinsame Position von 
DSLV, AMÖ, BIEK, BGL 
und BWVL: Eckdaten für 
eine CO2-basierte Maut

Das Bundesministerium für Digi
tales und Infrastruktur (BMDV) 
bereitet derzeit das Sechste Ge-
setz zur Änderung des Bundes-
fernstraßenmautgesetzes vor, das 
bereits zum 1. Januar 2024 in 
Kraft treten soll. Wichtigste Än-
derung wird die Einführung einer 
Mautkomponente für CO2-Emis-
sionen sein.
 
Im Vorfeld hat der DSLV Bundes-
verband Spedition und Logistik 
gemeinsam mit dem Bundesver-
band Möbelspedition und Logis-
tik (AMÖ), dem Bundesverband 
Paket- und Expresslogistik (BIEK), 
dem Bundesverband Güterkraft-
verkehr Logistik und Entsorgung 
(BGL) sowie dem Bundesverband 
Wirtschaft, Verkehr und Logistik 
(BWVL) Eckdaten für die Ausge-
staltung zukünftiger Mautteilsätze 
für CO2-Emissionen ausgearbei-
tet, die dem BMDV als Orientie-
rung dienen sollen.
 
Die beiden wesentlichen Junk-
tims hierfür sind:

•	Die Mehreinnahmen aus der 
CO2-differenzierten Maut müs-
sen zweckgebunden in die kli-
mafreundliche Transformation 
allein des Straßengüterverkehrs 
fließen. Insbesondere müssen 
die Mautmehreinnahmen ge-
nutzt werden, um Förderpro-
gramme wie das Programm Kli-
maschonende Nutzfahrzeuge 
und Infrastruktur (KsNI) und die 

Förderung intelligenter Trailer-
technologie (ITT) im Rahmen 
des Förderprogramms zur Er-
neuerung der Nutzfahrzeug-
flotte (ENF) auszubauen. Der 
bestehende Infrastrukturkos-
tenanteil der Maut muss stabil 
bleiben und in den Ausbau und 
die Erneuerung der Straßenin
frastruktur einschließlich Lkw-
Parkplätze fließen. 

•	Wie im Koalitionsvertrag ver-
einbart, können die CO2-Dif-
ferenzierung der Lkw-Maut und 
ein CO2-Zuschlag nur unter der 
Maßgabe eingeführt werden, 
dass eine Mehrfachbelastung 
durch CO2-Preise ausgeschlos-
sen wird.

Hierzu haben die Verbände Vor-
schläge für eine sukzessive Maut-
anpassung und für Kompensati-
onsmechanismen vorgelegt.

Interessierten Mitgliedsunterneh-
men senden wir das gemeinsame 
Positionspapier auf Anforderung 
gern zu.

Geltungsdauer für die 
Ausnahmen vom Sonn- 
und Feiertagsfahrverbot 
beim Transport von Mi-
neralöl und Flüssiggas in 
den Bundesländer

Das BMDV hat vor dem Hinter-
grund des bestehenden Mangels 
an Transportkapazitäten die Be-
hörden der Bundesländer gebe-
ten, Ausnahmen vom Sonn- und 

Feiertagsfahrverbot für den Trans-
port von Mineralöl und Flüssiggas 
(inkl. unmittelbar erforderlicher 
Leerfahrten) zu erlassen, bzw. im 
Wege des Opportunitätsprinzips 
von Kontrollen abzusehen.

Die Bundesländer haben bzgl. 
der Geltungsdauer nicht alle die 
gleiche Regelung getroffen. Eini-
ge Ausnahmeverfügungen sind 
schon zum 01.01.2023 abgelau-
fen.

Im Folgenden der aktuelle Stand 
bzgl. der Ausnahmen (Änderun-
gen vorbehalten).
Das Lkw-Fahrverbot an Sonn- 
und Feiertagen ist für den Trans-
port von Mineralöl und Flüssiggas 
ausgesetzt:

•	Baden-Württemberg bis 
30.06.2023

•	Bayern bis 01.01.2023
•	Berlin bis 30.06.2023
•	Brandenburg bis 30.06.2023
•	Bremen bis 30.04.2023
•	Hamburg bis 31.01.2024
•	Hessen bis 30.06.2023
•	Meck-Pom. bis 30.04.2023
•	Niedersachsen bis 30.04.2023
•	NRW bis 30.06.2023
•	Rheinland-Pfalz bis 

30.04.2023
•	Saarland bis 30.06.2023
•	Sachsen bis 02.07.2023
•	Sachsen-Anhalt bis 01.01.2023
•	Schleswig-Holstein bis 

30.04.2023

Zu beachten: Die Aussetzung des 
Fahrverbots für Hilfslieferungen 
in die Ukraine weicht teils von 
diesen Angaben ab.

www.lsv-ev.de
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Das SMWA teilt mit: 
Vollzug der Straßenver-
kehrs-Ordnung (StVO), 
Ausnahmegenehmigung 
vom Sonntags- und Feier-
tagsfahrverbot nach § 30 
Abs. 3 StVO für die Trans-
porte der Erntezeit 2023

Zur Vermeidung von Transport- 
und Lagerverlusten während der 
Ernte 2023 wird gemäß § 46 Abs. 
2 StVO eine allgemeine Ausnah-
megenehmigung vom Sonntags- 
und Feiertagsfahrverbot nach § 30 
Abs. 3 StVO erlassen:

I.

Die Sicherstellung der Erntetrans-
porte ist als dringender Fall im 
Sinne der Ziffer I. Nr. 1 lit.a) zu 
Nr. 7 der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zur StVO (VwV-
StvO) zu § 46 StVO zu erachten.

Die Ausnahmegenehmigung gilt 
ab dem 1. Mai 2023 und endet 
mit Ablauf des 

	– 15. September 2023 für die Ge-
treide- und Hülsenfruchternte

	– 15. Oktober 2023 für die Ge-
treide- und Hülsenfruchternte 
in Gebirgsregionen

	– 31. Oktober 2023 für die Futter- 
und Maisernte.

Die Ausnahmegenehmigung gilt 
nur für Transporte:

1.	�Vom Feld zum landwirtschaft-
lichen Erzeugerbetrieb,

2.	Vom landwirtschaftlichen Er-
zeugerbetrieb oder vom Feld

	– Zu Siloanlagen, Lager- und 
Sammelstellen

	– Zu Betrieben oder Einrich-
tungen, die das Gut lage-
rungsfähig aufbereiten oder 
sofort weiterverarbeiten

	– Zu Einrichtungen des Land-
warenhandels

	– Zu Bahnhöfen, Kaianlagen 
oder sonstigen Verladestel-
len.

3.	Zwischen den unter 1. und 2. 
genannten Stellen.

sowie für Leerfahrten, die mit den 
Transporten nach 1. bis 3. im Zu-
sammenhang stehen. Sofern die 
Transporte in Ausnahmefällen 
über einen Umkreis von 75 km 
Luftlinie hinausgehen, sind Ein-
zelausnahmegenehmigungen zu 
beantragen.

Die Ausnahmegenehmigung um-
fasst auch die Betankung land-
wirtschaftlicher Geräte und Fahr-
zeuge im Rahmen von Ziffer I.
Die samstäglichen Fahrverbote in 
der Zeit vom 1. Juli bis 31. August 
jedes Jahres gemäß Ferienrei-
sezeitverordnung vom 13. Mai 
1985 (BGBl. I S. 774) , die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 24.  Juni 2022 (BGBl. 
I S.  1011) geändert worden ist, 
werden von dieser Ausnahmege-
nehmigung nicht berührt.
Die Benutzung von Bundesauto-
bahnen ist nicht gestattet.

II.

Es gelten folgende Nebenbestim-
mungen:

1.	Von der Ausnahmegenehmi-
gung darf wegen der gebotenen 
Rücksicht auf die Sonntags- 
und Feiertagsruhe, Wohnbe-
völkerung und Umwelt nur 
äußerst restriktiv, d. h. nur bei 
unbedingt notwendigen Fahr-
ten Gebrauch gemacht wer-
den.

2.	In einem schriftlichen Fahrauf-
trag sind das amtliche Kenn-
zeichen sowie Transportquelle 
und -ziel auszuweisen. Dieser 
ist vom Inhaber oder Leiter des 
landwirtschaftlichen Erzeuger-

betriebes bzw. der Einrichtung 
oder dessen Vertreter zu unter-
schreiben. Ein Fahrauftrag kann 
über mehrere Einsätze und/
oder Tage ausgestellt werden.

3.	Die für den betreffenden Trans-
port zu verladenden Güter sind 
einzeln und genau aufzufüh-
ren.

4.	Es ist zu gewährleisten, dass 
die Ausnahmen von Sonntags- 
und Feiertagsfahrverbot unter 
gebührender Berücksichtigung 
der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie unter sorgfälti-
ger Beachtung der jeweiligen 
Verkehrslage in Anspruch ge-
nommen werden.

5.	Alle weiteren Vorschriften der 
StVO sowie die einschlägigen 
Bestimmungen der StVZO sind 
auch bei den Erntetransporten 
einzuhalten. Weisungen der 
zuständigen Straßenverkehrs-
behörden sowie der Polizei ist 
unbedingt nachzukommen.

6.	Der jederzeitige Widerruf die-
ser Genehmigung bleibt vorbe-
halten.

III.

Die Ausnahmegenehmigung er-
geht gemäß‚ § 5 Abs. 1 Nr. 2 Ge-
bührenordnung für Maßnahmen 
im Straßenverkehr (GebOSt) ge-
bührenfrei.

Schnell mal  
auf die Internetseite  

des LSV e.V.?
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Holztransporte: 
Langholzerlass 
Baden-Württemberg vom 
06. April 2023

Erlaubnisse nach §29 Abs. 3 StVO 
und Ausnahmengenehmigungen 
nach §46 Abs. 1 Nr. 5 StVO zur 
Durchführung von Langholztrans-
porten

Geltungsbereich 
Der Langholzerlass von BW gilt 
für Transporte von bzw. in die 
nachfolgend aufgeführten Bun-
desländer sowie (unter Beachtung 
der Einschränkungen unter Ziffer 
3 des Erlasses) innerhalb dieser 
Bundesländer: 

•	Baden-Württemberg 
•	Bayern 
•	Rheinland-Pfalz 
•	Saarland 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten
Die Regelung tritt mit sofortiger 
Wirkung in Kraft und mit Ablauf 
des 31. Dezember 2027 außer 
Kraft.

Holztransporte: 
Langholzerlass Bayern 
vom 03. April 2023

Erlaubnisse nach §29 Abs. 3 StVO 
und Ausnahmengenehmigungen 
nach §46 Abs. 1 Nr. 5 StVO zur 
Durchführung von Langholztrans-
porten

Geltungsbereich

Die Regelungen gelten für Trans-
porte von bzw. in die nachfolgend 
aufgeführten Bundesländer sowie 
(unter Beachtung der Einschrän-
kungen unter Ziffer 4 des Erlasses) 
innerhalb dieser Bundesländer, 
jedoch ohne Bundesautobahnen:

•	Baden-Württemberg
•	Bayern
•	Rheinland-Pfalz
•	Thüringen

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
Die Regelung tritt mit sofortiger 
Wirkung in Kraft und mit Ablauf 
des 31.12.2027 außer Kraft. Die 
Regelung vom 10.01.2023 tritt 
mit Inkrafttreten dieser Regelung 
außer Kraft.

Starker Anstieg der 
Erzeugerpreise in Verkehr 
und Lagerei 2022

Im Jahr 2022 gab es mit 9,6 Pro-
zent den größten Anstieg der Er-
zeugerpreisindizes im Wirtschafts-
abschnitt Verkehr und Lagerei.
In allen anderen vom Statisti-
schen Bundesamt (Destatis) erho-
benen Dienstleistungsbereichen 
fiel der Preisanstieg mit 5,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr ge-
ringer aus.
Zwar fällt der Preisanstieg in „Ver-
kehr und Lagerei“ im Vergleich 
mit dem Anstieg 2021 insgesamt 
geringer aus (plus 19,5 Prozent 
gegenüber 2020). Mit Ausnah-
me der Güterbeförderung in der 
See- und Küstenschifffahrt sowie 
der Speditionsleistungen war der 
Preisanstieg 2022 bei den ande-
ren Verkehrsarten jedoch deutlich 
höher als im Jahr zuvor.
Mit einem Plus von 13,9 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr war die 
Beschleunigung des Preisanstie-
ges in der Güterbeförderung im 
Straßenverkehr am ausgeprägtes-
ten (2021 zu 2020: 2,6 Prozent). 
Zu den deutlich gestiegenen Prei-
sen trugen nach Aussage von De-
statis vor allem gestiegene Treib-
stoffkosten bei sowie ein Mangel 
an Lkw-Fahrerinnen und -Fah-

rern, der zu höheren Lohnkosten 
und Laderaumknappheit führte. 
Ebenfalls stark gestiegen sind die 
Preise für Speditionsdienstleis-
tungen um 12,2 Prozent gegen-
über dem Vorjahr, vor allem ge-
trieben von der Kraftwagen- und 
der Luftfrachtspedition.  
Mit einem Plus von 20,3 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr 
verzeichneten auch die Preise 
für Luftfracht nochmals einen 
stärkeren Anstieg als 2021 (plus 
15,9 Prozent gegenüber 2020). 
Neben gestiegenen Kosten für 
Kerosin erforderte nach Angaben 
des Statistischen Bundesamts zu-
dem die Sperrung des russischen 
Luftraums infolge des Kriegs in 
der Ukraine längere Flugrouten 
nach Asien, was sich in höheren 
Preisen niederschlug. Außerdem 
blieben die Kapazitäten bei der 
Bellyfracht durch die reduzierten 
Passagierflüge weiter knapp.
Für Güterbeförderungen in der 
See- und Küstenschifffahrt fiel 
der Preisanstieg 2022 mit 8,2 Pro-
zent deutlich geringer aus als 
im Jahr 2021, in dem die Raten 
durchschnittlich um 121,2 Pro-
zent gegenüber 2020 zulegten. 
Dieser massive Anstieg resultierte 
aus den coronabedingten Verwer-
fungen im Seehandel, welche laut 
Destatis in Verbindung mit gestie-
genen Treibstoffkosten auch in 
der ersten Jahreshälfte 2022 noch 
nachwirkten und die Preise hoch-
hielten. Im weiteren Jahresverlauf 
normalisierten sich die Lieferket-
ten zunehmend, was in der Fol-
ge im 4. Quartal 2022 zu einem 
massiven Preisrückgang führte 
(minus 36,7 Prozent gegenüber 
dem Vorjahresquartal). 
Zu den detaillierten Erzeuger-
preisindizes für Dienstleistungen 
im Wirtschaftsabschnitt „Verkehr 
und Lagerei“ geht es hier: 
https://www.destatis.de.

Güterverkehr
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Buchtipp

Neue Auflage: 
Mitarbeiteranweisung Gefahrgut in Versandstücken

München, März 2023
Im Verlag Heinrich Vogel ist die neue Ausgabe der Mitarbeiteranweisung „Gefahrgut in Versandstücken“ 
erschienen. Sie berücksichtigt die Neuerungen nach ADR 2023.

Die Broschüre wurde um vier Seiten erweitert und enthält jetzt größere Abbildungen, wie zu den Zusammen-
ladeverboten und der Verpackungscodierung. Auch die Tabelle zu den Freigrenzen nach 1.1.3.6 des ADR ist 
sehr gut lesbar dargestellt. Darüber hinaus wurden Bilder aktualisiert und ergänzt. Die Mitarbeiteranwei-
sung richtet sich an alle Fahrer, die gefährliche Güter auf der Straße in Versandstücken befördern und alle 
Mitarbeiter, die mit dem Handling der gefährlichen Fracht befasst sind. Sie ist aufgebaut nach dem Ablauf 
der Beförderung (von „Bevor Sie aufladen“ bis „Vor dem Entladen“) und enthält das Basiswissen, was der 
Mitarbeiter beim Transport der gefährlichen Fracht beachten muss. Die Broschüre unterstützt als Einführung 
in die komplexe Materie und Schulungshilfe Ausbilder sowie verantwortliche und beauftragte Personen bei 
ihren Unterweisungen. 

Die „10 wichtigsten Punkte“ fassen wesentliche Lernziele der Mitarbeiteranweisung zusammen. Mit der ab-
trennbaren Karte kann sich der Arbeitgeber die Unterweisung bescheinigen lassen. Zusätzlich unterstützt der 
QuickCheck die Mitarbeiter im Alltag.

Auswahl Inhalt:
•	 Klassifizierung/Identifizierung
•	 Verpacken gefährlicher Güter
•	 Kennzeichnung und Bezettelung
•	 Begleitpapiere nach ADR
•	 Durchführung der Beförderung

Mitarbeiteranweisung Gefahrgut in Versandstücken 
Beförderung auf der Straße
Broschüre | 16 Seiten | DIN A4
Bestell-Nr.: 13998
Preis: € 4,65 (€ 5,53 inkl. MwSt.)
ab 20 Stück € 4,16 | ab 50 Stück € 3,93 | ab 100 Stück € 3,47 | 
ab 250 Stück € 3,33

•
•
•
•
•
•

•

•
•
•
•
•
•

•
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ÖSTERREICH: 
Vollsperre des Arlberg-
tunnels S16 vom 24. April 
bis 6. Oktober 2023. 
Eine weitere Sperrung für 
6 Monate ist im Jahr 2024 
geplant. 

Am 24. April 2023 beginnt die 
ASFINAG mit umfassenden Sa-
nierungsarbeiten im Arlbergtun-
nel. In der Folge kommt es in den 
Sommermonaten 2023 und 2024 
zu jeweils mehrmonatigen Sper-
ren dieser wichtigsten Straßenver-
bindung zwischen Tirol und Vor-
arlberg. 
Es stehen zahlreiche Alterna-
tivrouten zur Verfügung, wie 
z.  B. über Rosenheim-München 
(Deutschland), über Gotthard und 
San Bernardino (Schweiz) oder 
über den Fernpass.
 
Für die Benutzung des Arlberg-
passes kann eine Ausnahme-
genehmigung für den Ziel- und 
Quellverkehr eingeholt werden. 
Ein klar definiertes Gebiet für den 
Ziel- und Quellverkehr soll die 
Nutzung des Arlbergpasses für 
Lkw ermöglichen.

Ausweichrouten für die Zeit der 
Vollsperrung:
	– Arlbergpass Straße (B 197/L 197)
	– Fernpass (B 179)
	– Strecke Rosenheim-München 
(Deutschland)

	– Gotthard (Schweiz)
	– San Bernardino (Schweiz)

 
Zum Antragsformular für die 
Freistellungsgenehmigung geht 
es hier: https://www.tirol.gv.at/
fileadmin/themen/verkehr/ver-
kehrsrecht/formulare/Antrag_Aus-
nahmebewilligung_Sperre_Arl-
bergtunnel.doc

Weitere Infos unter: 

https://www.asfinag.at/ueber-
uns/presse/pressemeldungen/
ausblick-sanierung-und-sperre-
s-16-arlbergtunnel-2023-2024/
Neue Fahrbahn für Arlbergtunnel 
mit zwei Sperren 2023 und 2024 

VEREINIGTES KÖNIG
REICH: Wichtige 
Information über Carnet 
ATA, Carnet TIR und 
SAD-Beförderungen

Unternehmen, die Waren über 
GVMS-Standorte mit einem Car-
net ATA, Carnet TIR oder einem 
SAD-Dokument befördern, müs-
sen die folgenden Änderungen 
beachten, die ab dem 28. März 
2023 in Kraft getreten sind.

Seit dem 28. März leitet GVMS 
alle ATA/TIR- und SAD-Papiere 
zur Bestätigung an einen Hafen 
oder ein IBF weiter.

Das bedeutet, dass Unternehmen 
bei der Beförderung von Waren 
mit Carnet ATA/TIR oder SAD-An-
meldungen auf Papier an GVMS-
Standorten sicherstellen müssen, 
dass ihre ATA/TIR/SAD-Referen-
zen in einem Warenbewegungs-
nachweis (GMR) enthalten sind, 
bevor sie den Hafen/IBF zur Be-
stätigung der Unterlagen auf-
suchen, wo alle auf dem GMR 
angebrachten Sperrvermerke frei-
gegeben werden.

Wenn Unternehmen die ATA/
TIR/SAD-Referenzen nicht in den 
GMR aufnehmen, kann sich der 
Transport dadurch verzögern.

Quelle: HMRC

UKRAINEKRIEG: 
Zehntes Sanktionspaket 
der EU gegen Russland 
vom 25.02.2023

Mit dem umfassenden zehn-
ten Sanktionspaket der EU vom 
25.02.2023 hat der Rat entschie-
den, Beschränkungen gegen 
weitere 87 natürliche und 34 
juristische Personen zu verhän-
gen, denen vorgeworfen wird, 
substantielle Beiträge zum Krieg 
gegen die Ukraine zu leisten. Ein-
schließlich der jetzt ausgespro-
chenen neuen Sanktionen sind 
damit nunmehr insgesamt 1.473 
natürliche und 205 juristische 
Personen von den „restriktiven 
Maßnahmen der EU in Bezug auf 
Handlungen, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine un-
tergraben oder bedrohen“, betrof-
fen. Ihre Vermögenswerte werden 
eingefroren. 

EU-Bürgern und Unternehmen 
ist es untersagt, ihnen Gelder zur 
Verfügung zu stellen. Natürli-
che Personen unterliegen zudem 
einem Reiseverbot, das ihnen die 
Einreise in oder die Durchreise 
durch EU-Gebiete untersagt.

Auf politischer/institutioneller 
Ebene betreffen die neuen Rest-
riktionen des Rates wichtige Ent-
scheidungsträger, z. B.
•	neue Mitglieder des Födera-

tionsrates der Russischen Föde-
ration seit dem 20. Dezember 
2022, darunter der Vertreter der 
illegal annektierten sogenann-
ten „Volksrepublik Luhansk“ 
und stellvertretende Sekretär 
des Generalrats der Partei „Eini-
ges Russland“

Fortsetzung auf Seite 10

Internationaler Verkehr
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•	19 stellvertretende Minister 
und eine Reihe von Beamten 
der russischen Regierung, ein-
schließlich der Leiter von Bun-
desbehörden

•	4 Abgeordnete der Staatsduma
•	die Allrussische Volksfront und 

5 mit ihr verbundene Personen. 
Die Bewegung Allrussische 
Volksfront (ONF) organisiert 
eine soziale Kampagne „Alle 
für den Sieg!“, mit der sie Sach- 
und Geldspenden zur Unter-
stützung der Militäreinheiten 
der so genannten „Donezker 
Volksrepublik“ und „Luhansker 
Volksrepublik“ sammelt.

Weitere Restriktionen betreffen 
Amtsträger des russischen Mili-
tär- und Verteidigungssektors, da-
runter russische Militärführer und 
zwei Militärkommandeure der 
Gruppe Wagner, die in Gebieten 
der Ukraine eingesetzt sind, in 
denen Gräueltaten an der Zivilbe-
völkerung begangen wurden, so-
wie Unternehmen, die Raketen, 
Drohnen, Flugzeuge, Militärfahr-
zeuge, Kriegsschiffe oder Kon-
trollsysteme herstellen und die 
russischen Streitkräfte beliefern.

Der Rat verhängt ferner Sanktio-
nen gegen Personen, die für die 
Deportation und Zwangsadop-
tion ukrainischer Kinder verant-
wortlich sind. Um gegen die an-
haltende Besetzung von Gebieten 
in der Ukraine vorzugehen, hat 
der Rat zudem Vertretungsbehör-
den ins Visier genommen, wie die 
„Staatsanwälte“ in den vier illegal 
annektierten ukrainischen Regio-
nen Luhansk, Donezk, Cherson 
und Saporischschja sowie das 
„Ministerium“ für Notstandssitua-
tionen der Volksrepublik Donezk.
Der Rat verhängt außerdem Sank-
tionen gegen Organisationen wie 
Rossyia Segodnya und Einzelper-

sonen, darunter Autoren, Modera-
toren und hochrangige Führungs-
kräfte großer Fernsehsender und 
Medienkonzerne, Propagandis-
ten und andere Persönlichkeiten. 
Sie verseuchen den öffentlichen 
Raum mit Desinformationen und 
tragen zur militärischen Kriegs-
führung durch Informationskriege 
bei. Gegen vier iranische Perso-
nen, die an der Entwicklung und 
Lieferung von Drohnen beteiligt 
waren, die von Russland gegen 
die Ukraine eingesetzt wurden, 
wurden Sanktionen verhängt.

Die neuen Listen umfassen zu-
dem Wirtschaftsakteure in Sekto-
ren, die eine wesentliche Einnah-
mequelle Russlands darstellen 
oder die russische Regierung 
finanziell unterstützen. Zu den 
sanktionierten Einrichtungen ge-
hören Banken wie die Alfa-Bank, 
die Rosbank und die Tinkoff Bank, 
der Nationale Vermögensfonds 
der Russischen Föderation und 
die Russische Nationale Rückver-
sicherungsgesellschaft.

Die neuen Sanktionsmaßnahmen 
einschließlich der Namen der be-
troffenen natürlichen und juristi-
schen Personen wurden im Amts-
blatt der EU vom 25.02.2023 
veröffentlicht:
https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L:
2023:059I:FULL&from=EN

UKRAINE: Pilotprojekt 
„Elektronische Warte
schlange beim Grenz-
übertritt“

Das BMDV hat nachstehende 
Informationen des ukrainischen 
Ministeriums für Gemeinden, 
Territorien und Infrastrukturent-
wicklung zum Pilotprojekt „Elek-
tronische Warteschlange beim 

Grenzübertritt“ zur weiteren Ver-
wendung zur Verfügung gestellt:

„Seit dem 12. Dezember 2022 
wird in der Ukraine ein Pilotpro-
jekt zur Verwaltung der Lkw-War-
teschlangen am internationalen 
Grenzübergang der Yagodin – 
Dorohusk“ durchgeführt. 

Das elektronische Warteschlan-
genprogramm ermöglicht es den 
Spediteuren, sich vorab zu regis-
trieren und zu einer bestimmten 
Zeit am Grenzübergang zu sein.

Die Registrierung für die Warte-
schlange kann auf der Website: 
https://echerha.gov.ua/en vorge
nommen werden. Detaillierte 
Anweisungen zur Nutzung des 
elektronischen Dienstes (in eng-
lisch) senden wir interessierten 
Mitgliedsunternehmen auf Anfor-
derung gern zu.

REPUBLIK MOLDAU/
UKRAINE: Verlängerung 
des temporären Straßen-
güterverkehrsabkommens

Das Bundesministerium für Di-
gitales und Verkehr (BMDV) 
informiert am 23. März 2023 
darüber, dass das temporäre 
Straßengüterverkehrsabkommen 
zwischen der EU und der Re-
publik Moldau vorerst bis zum 
30. Juni 2024 verlängert wor-
den ist (https://eur-lex.europa.eu/
legal-content/DE/TXT/?uri=CE-
LEX%3A22023D0604). 
 
Das parallele Abkommen mit der 
Ukraine soll ebenfalls bis zum 30. 
Juni 2024 verlängert werden, hier 
fehlt allerdings noch die abschlie-
ßende Entscheidung. Sobald dem 
BMDV diese vorliegt, wird das 
Ministerium entsprechend infor-
mieren.

Fortsetzung von Seite 9
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Deutscher Zoll 
veröffentlicht neue 
Verfahrensanweisung 
ATLAS – Änderungen 
bei der Beantragung 
zollrechtlicher Bewilli-
gungen/EU-Trader-Portal 
EU-TP

Die „Verfahrensanweisung ATLAS“ 
der deutschen Zollverwaltung 
beschreibt alle digitalen Anwen-
dungen und Prozesse der Zoll-
abwicklung, die im Rahmen der 
deutschen Zollverwaltungssoft-
ware ATLAS abgewickelt werden 
können. Jetzt liegt die Neuauflage 
mit Stand Februar 2023 vor. Sie 
kann unter dem Link Verfahrens-
anweisung ATLAS Feb. 2023 ab-
gerufen werden.

Deutliche Veränderungen haben 
sich hinsichtlich der Beantragung 
zollrechtlicher Bewilligungen er-
geben:

•	Sofern diese neben Deutsch-
land noch mindestens einen 
weiteren Mitgliedstaat betref-
fen, muss der Antrag digital 
über das EU-Trader-Portal (EU-
TP) gestellt werden.

•	Zollrechtliche Bewilligungen, 
die ausschließlich in Deutsch-
land abgewickelt werden, sind 
dagegen weiterhin papiermäßig 
mit Formularen der Bundesfi-
nanzverwaltung beim zustän-
digen Hauptzollamt zu bean-
tragen.

Genauere Infos zu dem neuen 
Procedere sowie Beispiele für 
stets länderübergreifenden bzw. 
auch stets nicht-länderübergrei-
fende Bewilligungen finden sich 
im Anschreiben des Informa
tionsTechnikZentrums Bund (ITZ-
Bund), welches wir interessierten 
Mitgliedsunternehmen auf Anfor-
derung gern zusenden.

Sanierungsmaßnahme 
B 28 Europabrücke Kehl 
von Mai bis September 
2023

Das Regierungspräsidium Frei-
burg, vertreten durch die Außen-
stelle des Baureferates Nord in 
Offenburg, saniert von Mai bis 
September 2023 die Europabrü-
cke (B 28) zwischen Kehl und 
Straßburg. Die Sanierung ist auf-
grund von gravierenden Schäden 
dringend geboten. In diesem Zu-
sammenhang wird es eine Sper-
rung der Europabrücke (B 28) für 
Fahrzeuge breiter als 2,20 Meter 
und schwerer als 3,5 t von Mai bis 
September 2023 geben. 
Informationen zur Maßnahme 
und die hiermit einhergehenden 
Einschränkungen – insbesondere 
für den Schwerverkehr – sind in 
einem  Flyer und auf der Projekt-
seite zu finden. Den Flyer senden 
wir interessierten Mitgliedsunter-
nehmen auf Anforderung gern zu. 
Über den konkreten Beginn der 
Sperrung wird rechtzeitig über die 
Tagespresse informiert.

ASERBAIDSCHAN: 
Genehmigungsausgabe an 
der Grenze wird einge-
stellt

Das aserbaidschanische Ministe-
rium für Transport und Digitales 
hat das BMDV darüber informiert, 
dass die Ausgabe von Genehmi-
gungen für den Güterkraftverkehr 
an den Grenzübergangsstellen 
Aserbaidschans eingestellt wird. 
Unternehmen, die Güterverkeh-
re von oder nach Aserbaidschan 
durchführen möchten, müssen 
daher sicherstellen, die entspre-
chenden Genehmigungen bereits 
vor Transportantritt beim zustän-
digen BALM Berlin einzuholen.

Wir erinnern in diesem Zusam-
menhang daran, dass Transporte 
über russisches Territorium für in 
der EU zugelassene Fahrzeuge 
nach geltender Rechtslage nur in 
wenigen Ausnahmefällen zulässig 
sind!

Mont Blanc-Tunnel: 
Vorläufiger Kalender der 
geplanten Wartungsarbei-
ten April – Dezember 
2023

Quelle: IRU/GEIE-TMB

Von Mitte April bis Mitte Juni und 
von Anfang September bis Mitte 
Dezember 2023 werden im Mont 
Blanc-Tunnel zwei große Projek-
te durchgeführt: die Renovierung 
der Fahrbahnplatte und die voll-
ständige Erneuerung von zwei 
Abschnitten des Tunnelgewölbes 
von je 300 Metern. Diese Arbei-
ten erfordern:
•	25 nächtliche Sperrungen mit-

ten in der Woche zwischen 
dem 17. April 2023 und dem 
13. Juni 2023, von 19.30 Uhr 
bis 6.00 Uhr morgens,

•	1 verlängerte Sperrung von 
30  Stunden und 30 Minuten, 
beginnend um 23.30 Uhr am 
14. Juni 2023,

•	1 Sperrung von 15 Wochen, von 
Montag, dem 4. September 2023 
um 17 Uhr bis Montag, dem 
18. Dezember 2023 um 22 Uhr.

Der vorläufige Kalender der Ver-
kehrssperrungen und die Karte 
mit den möglichen Ausweich
routen finden Sie im Anschluss 
dieses Artikels.

Fortsetzung auf Seite 12

www.lsv-ev.de



Seite 12 

Ausgabe 03+ 04/2023

  F
ro

m
 m

id
-A

pr
il 

to
 m

id
-J

un
e,

 a
nd

 fr
om

 th
e 

be
gi

nn
in

g 
of

 S
ep

te
m

be
r t

o 
m

id
-D

ec
em

be
r 2

02
3,

 th
e 

M
on

t B
la

nc
 Tu

nn
el

 w
ill

 b
e 

go
in

g 
on

 w
ith

 tw
o 

m
aj

or
 p

ro
je

ct
s: 

th
e 

ro
ad

 d
ec

k’s
 re

no
va

tio
n 

ro
ad

 d
ec

k’s
 re

no
va

tio
n 

w
or

ks
w

or
ks

 a
nd

 th
e 

co
m

pl
et

e 
re

co
ns

tru
ct

io
n 

of
 tw

o 
po

rti
on

s 
of

 th
e 

tu
nn

el
co

m
pl

et
e 

re
co

ns
tru

ct
io

n 
of

 tw
o 

po
rti

on
s 

of
 th

e 
tu

nn
el

 
va

ul
t o

f 3
00

 m
et

re
s 

ea
ch

 
va

ul
t o

f 3
00

 m
et

re
s 

ea
ch

. T
he

se
 a

ct
ivi

tie
s w

ill
 re

qu
ire

: 
 

-  2
5 

m
id

w
ee

k 
ni

gh
t c

lo
su

re
s

25
 m

id
w

ee
k 

ni
gh

t c
lo

su
re

s 
be

tw
ee

n 
17

 A
pr

il 
an

d 
13

 J
un

e 
20

23
, f

ro
m

 7
.3

0 
p.

m
. t

o 
6.

00
 a

.m
.,

 
-  1

 e
xt

en
de

d 
cl

os
ur

e 
of

 3
0 

ho
ur

s 
an

d 
30

 m
in

ut
es

1 
ex

te
nd

ed
 c

lo
su

re
 o

f 3
0 

ho
ur

s 
an

d 
30

 m
in

ut
es

, 
st

ar
tin

g 
at

 1
1.

30
 p

.m
. o

n 
14

 J
un

e 
20

23
,

 
-  1

 c
lo

su
re

 o
f 1

5 
w

ee
ks

1 
cl

os
ur

e 
of

 1
5 

w
ee

ks
, f

ro
m

 M
on

da
y 4

 S
ep

te
m

be
r

at
 5

 p
.m

. t
o 

M
on

da
y 1

8 
De

ce
m

be
r 2

02
3 

at
 1

0 
p.

m
.

 
 Se

e 
th

e 
pl

an
ne

d 
ca

le
nd

ar
 tr

af
fic

 cl
os

ur
es

an
d 

th
e 

m
ap

 o
f p

os
sib

le
 a

lte
rn

at
ive

 ro
ut

es
.

Il T
ra

fo
ro

 d
el

 M
on

te
 B

ia
nc

o 
in

fo
rm

a
Le

 T
un

ne
l d

u 
M

on
t-

Bl
an

c 
vo

us
 in

fo
rm

e
M

on
t-

Bl
an

c 
Tu

nn
el

 in
fo

rm
at

io
n

Grafi ca e stampa: Tipografi a MARCOZ - Morgex - Marzo 2023

Se
ns

o 
un

ic
o 

al
te

rn
at

o 
(*

) -
 C

irc
ul

at
io

n 
al

te
rn

ée
 (*

)
Al

te
rn

at
in

g 
on

e-
w

ay
 tr

af
fic

 (*
)

31
M

es
e -

 M
oi

s
M

on
th

A 
pa

rti
re

 d
a 

- A
 p

ar
tir

 d
e 

- F
ro

m
Fin

o 
a 

- J
us

qu
’à

 - 
To

Du
ra

ta
 - 

Du
ré

e
Du

ra
tio

n
Gi

or
no

 - 
Jo

ur
Da

y
Or

a -
 H

eu
re

Tim
e

Gi
or

no
 - 

Jo
ur

Da
y

Or
a -

 H
eu

re
Tim

e

Sett. - Sem.
Week

GI
U.

/J
UI

N
/J

UN
E

26
 

M
e/

M
e/

W
e 

28
/0

6
22

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

29
/0

6
06

:0
0

07
h3

0

LU
GL

IO
JU

IL
LE

T
JU

LY
27

 
M

a/
M

a/
Tu

 
04

/0
7

22
:3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

05
/0

7
06

:0
0

07
h3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

05
/0

7
22

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

06
/0

7
06

:0
0

07
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
06

/0
7

22
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
07

/0
7

06
:0

0
07

h3
0

te
l. (

I) 
00

39
 0

16
5 

89
04

11
té

l. (
F)

 0
03

3 
(0

)4
 5

0 
55

 5
5 

00
w

w
w

.t
un

n
el

m
b

.n
et

Pe
da

gg
io

 tu
nn

el
 - 

Pé
ag

e 
tu

nn
el

Tu
nn

el
 to

ll b
ar

rie
rs

Di
re

zio
ne

 - D
ire

ct
ion

Di
re

ct
ion

Ch
ius

ur
a -

 Fe
rm

et
ur

e
Cl

os
ing

Ap
er

tu
ra

 - O
uv

er
tu

re
Op

en
ing

FR
AN

CE
 »

IT
AL

IA

22
:3

0
23

:0
0

23
:3

0
00

:4
5

01
:3

0
02

:4
5

03
:3

0
04

:4
5

05
:1

5
06

:0
0

IT
AL

IA
 »

FR
AN

CE

22
:3

0
23

:4
5

00
:3

0
01

:4
5

02
:3

0
03

:4
5

04
:3

0
05

:3
0

Ar
ee

 d
i r

eg
ol

az
io

ne
 - 

Ai
re

s d
e 

re
gu

la
tio

n
Re

gu
la

tio
n 

ar
ea

s

Ar
ea

 - 
Ai

re
Ar

ea
Ch

ius
ur

a -
 Fe

rm
et

ur
e

Cl
os

ing
Ap

er
tu

ra
 - O

uv
er

tu
re

Op
en

ing

Pa
ss

y 
(F

)
FR

AN
CE

 »
IT

AL
IA

22
:0

0
22

:3
0

23
:0

0
00

:1
5

01
:0

0
02

:1
5

03
:0

0
04

:1
5

04
:4

5
05

:3
0

Ao
st

a 
(I)

IT
AL

IA
 »

FR
AN

CE

21
:4

5
23

:0
0

23
:4

5
01

:0
0

01
:4

5
03

:0
0

03
:4

5
04

:4
5

> 3,5 t 

Regolazione del traffico
Regulation du trafic

Traffic regulation

(*
)   P

os
sib

ili
 d

isa
gi

 n
el

l’o
ra

 c
he

 p
re

ce
de

 l’
in

te
rru

zio
ne

 d
el

la
 c

irc
ol

az
io

ne
 e

 n
el

l’o
ra

 c
he

 s
eg

ue
 la

 ri
ap

er
tu

ra
 a

l t
ra

ffi 
co

, 
pe

r e
ve

nt
ua

le
 tr

an
sit

o 
di

 ve
ico

li 
so

tto
 sc

or
ta

.
  P

er
tu

rb
at

io
ns

 po
ss

ib
le

s d
an

s l
’h

eu
re

 pr
éc

éd
an

t l
’in

te
rru

pt
io

n d
e l

a c
irc

ul
at

io
n e

t d
an

s l
’h

eu
re

 su
iva

nt
 la

 ré
ou

ve
rtu

re
 

au
 tr

af
ic,

 p
ou

r t
ra

ns
it 

év
en

tu
el

 d
e 

vé
hi

cu
le

s s
ou

s e
sc

or
te

.
  P

os
sib

le
 in

co
nv

en
ie

nc
es

 in
 th

e h
ou

r p
re

ce
ed

in
g t

he
 cl

os
ur

e t
o t

ra
ffi

c a
nd

 in
 th

e h
ou

r f
ol

lo
w

in
g t

he
 re

op
en

in
g o

f t
he

 
tu

nn
el

, d
ue

 to
 th

e 
tra

ns
it 

of
 a

ny
 ve

hi
cle

s u
nd

er
 e

sc
or

t.

Tip
ol

og
ie

 d
i c

hi
us

ur
a 

al
 tr

af
fic

o
Ty

pe
s d

e 
fe

rm
et

ur
e 

au
 tr

af
ic

Ty
pe

s o
f c

lo
su

re
 to

 tr
af

fic

TU
N

N
EL

Ar
ee

 d
i r

eg
ol

az
io

ne
Ai

re
s d

e 
ré

gu
la

tio
n

Re
gu

la
tio

n 
ar

ea
s

PA
SS

Y 
(F

)
AO

ST
A 

(I)

17
:0

0
16

:1
5

16
:0

0
19

:0
0

18
:1

5
18

:0
0

19
:3

0
18

:4
5

18
:3

0
21

:0
0

20
:1

5
20

:0
0

22
:0

0
21

:1
5

21
:0

0
23

:3
0

22
:4

5
22

:3
0

Tip
ol

og
ie

 d
i r

ia
pe

rtu
ra

 a
l tr

af
fic

o
Ty

pe
s d

e 
ré

ou
ve

rtu
re

 a
u 

tra
fic

Ty
pe

s o
f r

eo
pe

ni
ng

 to
 tr

af
fic

TU
N

N
EL

Ar
ee

 d
i r

eg
ol

az
io

ne
Ai

re
s d

e 
ré

gu
la

tio
n

Re
gu

la
tio

n 
ar

ea
s

PA
SS

Y 
(F

)
AO

ST
A 

(I)

05
:0

0
04

:3
0

04
:1

5
06

:0
0

05
:3

0
05

:1
5

22
:0

0
21

:3
0

21
:1

5

> 
3,

5 
t 

  L
e 

ar
ee

 d
i r

eg
ola

zio
ne

 d
i P

as
sy

 e
 d

i 
Ao

sta
 ch

iud
er

an
no

 e
 ri

ap
rir

an
no

 p
rim

a 
ris

pe
tto

 al
l’o

ra
rio

 ap
pli

ca
to

 al
 pe

da
gg

io
 

de
l t

un
ne

l (v
. s

ch
em

a a
 la

to
).

  L
es

 a
ire

s 
de

 r
ég

ula
tio

n 
de

 P
as

sy
 e

t 
d’A

os
te

 fe
rm

er
on

t e
t r

ou
vri

ro
nt

 a
va

nt
 

l’h
or

air
e 

ap
pli

qu
é 

au
 p

éa
ge

 d
u 

tu
nn

el
 

(v.
 sc

hé
m

a c
i-c

on
tre

).
  T

he
 P

as
sy

 a
nd

 A
os

ta
 re

gu
lat

ion
 a

re
as

 
w

ill 
clo

se
 a

nd
 re

op
en

 e
ar

lie
r t

ha
n 

th
e 

tim
e a

pp
lie

d a
t t

he
 tu

nn
el 

to
ll g

at
e (

se
e 

th
e t

ab
le 

he
re

).

  N
el

 p
er

io
do

 tr
a 

m
et

à 
ap

ril
e 

e 
m

et
à 

gi
ug

no
, e

 d
a 

in
izi

o 
se

tte
m

br
e 

a 
m

et
à 

di
ce

m
br

e 
20

23
, i

l T
ra

fo
ro

 d
el

 
M

on
te

 B
ia

nc
o r

ea
liz

ze
rà

 du
e p

ro
ge

tti
 di

 ri
lie

vo
: il

 ri
sa

na
m

en
to

 di
 un

a p
or

zio
ne

 di
 im

pa
lc

at
o s

tra
da

le
ris

an
am

en
to

 di
 un

a p
or

zio
ne

 di
 im

pa
lc

at
o s

tra
da

le
e 

il 
rif

ac
im

en
to

 d
i d

ue
 p

or
zio

ni
 d

i v
ol

ta
 d

i 3
00

 m
et

ri 
ci

as
cu

na
rif

ac
im

en
to

 d
i d

ue
 p

or
zio

ni
 d

i v
ol

ta
 d

i 3
00

 m
et

ri 
ci

as
cu

na
. Q

ue
st

i p
ro

ge
tti

 co
m

po
rte

ra
nn

o:
-  2

5 c
hi

us
ur

e n
ot

tu
rn

e i
nf

ra
se

tti
m

an
al

i
25

 ch
iu

su
re

 no
ttu

rn
e i

nf
ra

se
tti

m
an

al
i t

ra
 il 

17
 ap

ril
e e

 il 
13

 gi
ug

no
 20

23
, d

al
le

 or
e 1

9:
30

 al
le

 6:
00

,
 

- 1
 c

hi
us

ur
a 

pr
ol

un
ga

ta
 d

i 3
0 o

re
 e

 30
 m

in
ut

i
1 c

hi
us

ur
a 

pr
ol

un
ga

ta
 d

i 3
0 o

re
 e

 30
 m

in
ut

i, c
on

 in
izi

o 
al

le
 o

re
 2

3:
30

 d
el

 1
4 

gi
ug

no
 2

02
3,

 
-  1

 c
hi

us
ur

a 
de

lla
 d

ur
at

a 
di

 1
5 

se
tti

m
an

e 
co

ns
ec

ut
ive

1 
ch

iu
su

ra
 d

el
la

 d
ur

at
a 

di
 1

5 
se

tti
m

an
e 

co
ns

ec
ut

ive
, d

al
le

 o
re

 1
7:

00
 d

i l
un

ed
ì 4

 se
tte

m
br

e 
fin

o 
al

le
 o

re
 2

2:
00

 d
i l

un
ed

ì 1
8 

di
ce

m
br

e 
20

23
.

 
 Co

ns
ul

ta
te

 il
 c

al
en

da
rio

 p
re

vis
io

na
le

 d
el

le
 in

te
rru

zio
ni

 d
el

la
 c

irc
ol

az
io

ne
 e

 la
 m

ap
pa

 d
eg

li 
iti

ne
ra

ri 
al

te
rn

at
ivi

 co
ns

ig
lia

ti.

  D
an

s l
a 

pé
rio

de
 e

nt
re

 m
i-a

vr
il 

et
 m

i-j
ui

n,
 e

t à
 p

ar
tir

 d
e 

dé
bu

t s
ep

te
m

br
e 

ju
sq

u’
à 

m
i-d

éc
em

br
e 

20
23

, 
le

s é
qu

ip
es

 d
u 

Tu
nn

el
 d

u 
M

on
t B

la
nc

 ré
al

ise
nt

 d
eu

x c
ha

nt
ie

rs
 m

aj
eu

rs
: la

 ré
no

va
tio

n 
d’

un
e 

pa
rti

e 
la

 ré
no

va
tio

n 
d’

un
e 

pa
rti

e 
de

 la
 d

al
le

 d
e 

ro
ul

em
en

t
de

 la
 d

al
le

 d
e 

ro
ul

em
en

t e
t l

a 
ré

fe
ct

io
n 

de
 d

eu
x 

po
rti

on
s 

de
 v

oû
te

 d
e 

30
0 

m
èt

re
s 

ch
ac

un
e

la
 ré

fe
ct

io
n 

de
 d

eu
x 

po
rti

on
s 

de
 v

oû
te

 d
e 

30
0 

m
èt

re
s 

ch
ac

un
e.

 
Ce

s p
ro

je
ts

 e
nt

ra
în

er
on

t :
 

- 2
5 f

er
m

et
ur

es
 d

e 
nu

it 
en

 se
m

ai
ne

25
 fe

rm
et

ur
es

 d
e 

nu
it 

en
 se

m
ai

ne
 e

nt
re

 le
 1

7 
av

ril
 e

t l
e 

13
 ju

in
 2

02
3,

 d
e 

19
h3

0 
à 

6h
00

,
 

- 1
 fe

rm
et

ur
e 

pr
ol

on
gé

e 
de

 30
 h

eu
re

s e
t 3

0 m
in

ut
es

1 f
er

m
et

ur
e 

pr
ol

on
gé

e 
de

 30
 h

eu
re

s e
t 3

0 m
in

ut
es

, à
 p

ar
tir

 d
e 

23
h3

0 
du

 1
4 

ju
in

 2
02

3,
 

-  1
 fe

rm
et

ur
e 

de
 la

 d
ur

ée
 d

e 
15

 s
em

ai
ne

s 
co

ns
éc

ut
ive

s
1 

fe
rm

et
ur

e 
de

 la
 d

ur
ée

 d
e 

15
 s

em
ai

ne
s 

co
ns

éc
ut

ive
s, 

à 
pa

rti
r d

e 
lu

nd
i 4

 s
ep

te
m

br
e 

17
h0

0 
ju

sq
u’

à 
lu

nd
i 1

8 
dé

ce
m

br
e 

20
23

, 2
2h

00
.

 
 Co

ns
ul

te
z l

e c
al

en
dr

ie
r p

ré
vis

io
nn

el
 de

s i
nt

er
ru

pt
io

ns
 de

 la
 ci

rc
ul

at
io

n a
in

si 
qu

e l
e p

la
n d

es
 it

in
ér

ai
re

s 
al

te
rn

at
ifs

 co
ns

ei
llé

s.



Seite 13

Ausgabe 03+ 04/2023

In
te

rr
uz

io
ni

 to
ta

li d
el

la
 c

irc
ol

az
io

ne
In

te
rr

up
tio

ns
 to

ta
le

s d
e 

la
 c

irc
ul

at
io

n 
- T

ot
al

 c
lo

su
re

s t
o 

tr
af

fic
Iti

ne
ra

ri 
al

te
rn

at
iv

id
al

 4 
se

tte
m

br
e 

al
 18

 d
ic

em
br

e 
20

23
Iti

né
ra

ire
s 

al
te

rn
at

ifs
du

 4 
se

pt
em

br
e 

au
 18

 d
éc

em
br

e 
20

23
Al

te
rn

at
iv

e 
ro

ut
es

fro
m

 S
ep

te
m

be
r 4

 to
 D

ec
em

be
r 1

8, 
20

23

AP
RI

LE
AV

RI
L

AP
RI

L

14
 

Lu
/L

u/
M

o 
03

/0
4

19
:0

0
 

Lu
/L

u/
M

o 
03

/0
4

22
:0

0
03

h0
0

15
 

M
a/

M
a/

Tu
 

11
/0

4
22

:0
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
12

/0
4

06
:0

0
08

h0
0

16

 
Lu

/L
u/

M
o 

17
/0

4
19

:3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
18

/0
4

06
:0

0
10

h3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
18

/0
4

19
:3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

19
/0

4
06

:0
0

10
h3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

19
/0

4
19

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

20
/0

4
06

:0
0

10
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
20

/0
4

19
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
21

/0
4

06
:0

0
10

h3
0

17
 

M
e/

M
e/

W
e 

26
/0

4
19

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

27
/0

4
06

:0
0

10
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
27

/0
4

19
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
28

/0
4

06
:0

0
10

h3
0

M
AG

GI
O

M
AI

M
AY

18
 

M
a/

M
a/

Tu
 

02
/0

5
19

:3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
03

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
03

/0
5

19
:3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
04

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

04
/0

5
19

:3
0

 
Ve

/V
e/

Fr
 

05
/0

5
06

:0
0

10
h3

0

19
 

M
a/

M
a/

Tu
 

09
/0

5
19

:3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
10

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
10

/0
5

19
:3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
11

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

11
/0

5
19

:3
0

 
Ve

/V
e/

Fr
 

12
/0

5
06

:0
0

10
h3

0

20
 

Lu
/L

u/
M

o 
15

/0
5

19
:3

0
 

M
a/

M
a/

Tu
 

16
/0

5
06

:0
0

10
h3

0
 

M
a/

M
a/

Tu
 

16
/0

5
21

:0
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
17

/0
5

05
:0

0
08

h0
0

21

 
Lu

/L
u/

M
o 

22
/0

5
19

:3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
23

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
23

/0
5

19
:3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

24
/0

5
06

:0
0

10
h3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

24
/0

5
19

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

25
/0

5
06

:0
0

10
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
25

/0
5

19
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
26

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

22
 

M
a/

M
a/

Tu
 

30
/0

5
19

:3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
31

/0
5

06
:0

0
10

h3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
31

/0
5

19
:3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
01

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

GI
UG

N
O

JU
IN

JU
N

E

23

 
Lu

/L
u/

M
o 

05
/0

6
19

:3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
06

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
06

/0
6

19
:3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

07
/0

6
06

:0
0

10
h3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

07
/0

6
19

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

08
/0

6
06

:0
0

10
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
08

/0
6

19
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
09

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

24
 

Lu
/L

u/
M

o 
12

/0
6

19
:3

0
 

M
a/

M
a/

Tu
 

13
/0

6
06

:0
0

10
h3

0
 

M
a/

M
a/

Tu
 

13
/0

6
19

:3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
14

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

 
M

e/
M

e/
W

e 
14

/0
6

23
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
16

/0
6

06
:0

0
30

h3
0

25

 
Lu

/L
u/

M
o 

19
/0

6
19

:3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
20

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
20

/0
6

19
:3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

21
/0

6
06

:0
0

10
h3

0
 

M
e/

M
e/

W
e 

21
/0

6
19

:3
0

 
Gi

/J
e/

Th
 

22
/0

6
06

:0
0

10
h3

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
22

/0
6

19
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
23

/0
6

06
:0

0
10

h3
0

26
 

Lu
/L

u/
M

o 
26

/0
6

19
:0

0
 

M
a/

M
a/

Tu
 

27
/0

6
06

:0
0

11
h0

0
 

Gi
/J

e/
Th

 
29

/0
6

23
:3

0
 

Ve
/V

e/
Fr

 
30

/0
6

06
:0

0
06

h3
0

LU
G.

/J
UI

L.
27

 
Lu

/L
u/

M
o 

03
/0

7
22

:0
0

 
M

a/
M

a/
Tu

 
04

/0
7

06
:0

0
08

h0
0

AG
OS

TO
AO

ÛT
/A

UG
US

T
-

N
ES

SU
N

A 
IN

TE
RR

UZ
IO

N
E 

PR
OG

RA
M

M
AT

A 
DE

LL
A 

CI
RC

OL
AZ

IO
N

E
AU

CU
N

E 
IN

TE
RR

UP
TI

ON
 P

RO
GR

AM
M

ÉE
 D

E 
LA

 C
IR

CU
LA

TI
ON

N
O 

PL
AN

N
ED

 C
LO

SU
RE

 T
O 

TR
AF

FI
C

CH
IU

SU
RA

di 
15

 se
ttim

an
e

FE
RM

ET
UR

Ed
e 1

5 s
em

ain
es

CL
OS

UR
Eo

f 1
5 w

ee
ks

36 a/
to 50

 
Lu

/L
u/

M
o 

04
/0

9
17

:0
0

 
Lu

/L
u/

M
o 

18
/1

2
22

:0
0

15
 se

tti
ma

ne
15

 se
ma

ine
s

15
 w

ee
ks

  M
an

ut
en

zio
ne

 o
 e

se
rc

ita
zio

ne
 d

i s
icu

re
zz

a 
/ M

ai
nt

en
an

ce
 o

u 
ex

er
cic

e 
de

 sé
cu

rit
é 

/ M
ai

nt
en

an
ce

 w
or

ks
 o

r s
af

et
y e

xe
rc

ice
.

  C
hi

us
ur

a 
an

ch
e 

in
 o

ra
rio

 d
iu

rn
o 

/ F
er

m
et

ur
e 

en
 h

or
ai

re
 d

e 
jo

ur
 é

ga
le

m
en

t /
  C

lo
su

re
 e

ve
n 

du
rin

g 
th

e 
da

y.

31

M
ES

E
M

OI
S

M
ON

TH

A 
PA

RT
IR

E 
DA

À 
PA

RT
IR

 D
E 

/ F
RO

M
FI

N
O 

A
JU

SQ
U’

À 
/ T

O

DU
RA

TA
DU

RÉ
E

DU
RA

TI
ON

GI
OR

N
O

JO
UR

DA
Y

OR
A

HE
UR

E
TI

M
E

GI
OR

N
O

JO
UR

DA
Y

OR
A

HE
UR

E
TI

M
E

Settimana
Semaine - Week

CHIUSURE NOTTURNE O PROLUNGATE / FERMETURES DE NUIT OU PROLONGÉES

La
c

Le
m

an

FR
ANCEITA

LIA

FRANCE

ITA
LIA

SUISSE

SU
ISS

E

SU
IS

SE

ITA
LI

A

FR
AN

CE

LA
US

AN
NE

AO
ST

A

AN
NE

CY

FR
ÉJ

US

GR
AN

D-
SA

IN
T-

BE
RN

AR
D

An
ne

m
as

se
M

ar
tig

ny

Th
on

on
-le

s-
Ba

in
s

CH
AM

BÉ
RY

LY
ON

M
ILA

NO

Ivr
ea

Co
ur

m
ay

eu
r

Al
be

rtv
ille

Ch
am

on
ix

M
on

t-B
lan

c

Su
sa

GE
NÈ

VE

TO
RI

NO

)(

M
ON

T-
BL

AN
C

Co
l d

es
M

on
te

ts

Co
l d

u 
Pe

tit
-S

ain
t-B

er
na

rd

Ca
se

lle

Sa
in

t E
xu

pé
ry

Co
in

tri
n

M
ila

no
 M

al
pe

ns
a

M
ila

no
 L

in
at

e
Be

rg
am

o 
Or

io
 a

l S
er

io

 Il p
re

se
nt

e c
al

en
da

rio
 P

RE
VI

SI
ON

AL
E è

 so
gg

et
to

 a 
va

ria
zio

ni
Il p

re
se

nt
e c

al
en

da
rio

 P
RE

VI
SI

ON
AL

E è
 so

gg
et

to
 a 

va
ria

zio
ni

. U
na

 ve
rsi

on
e a

gg
ior

na
ta

 è 
as

so
cia

ta
 al

 Q
R C

od
e 

rip
or

ta
to

 a 
lat

o, 
e p

ub
bli

ca
ta

 su
lla

 ap
p T

M
B 

M
ob

ili
ty

 e 
su

l s
ito

 w
w

w
.tu

nn
el

m
b.

ne
t.

 Ce
 ca

le
nd

rie
r P

RÉ
VI

SI
ON

NE
L f

ai
t l’

ob
je

t d
’é

vo
lu

tio
ns

Ce
 ca

le
nd

rie
r P

RÉ
VI

SI
ON

NE
L f

ai
t l’

ob
je

t d
’é

vo
lu

tio
ns

. U
ne

 ve
rsi

on
 à 

jou
r e

st 
as

so
cié

e a
u Q

R 
Co

de
 ci

-co
nt

re
, a

ins
i q

ue
 pu

bli
ée

 su
r l

a a
pp

 T
M

B 
M

ob
ili

ty
 et

 su
r l

e s
ite

w
w

w
.tu

nn
el

m
b.

ne
t.

 Th
is 

FO
RE

CA
ST

 c
al

en
da

r m
ay

 c
ha

ng
e

Th
is 

FO
RE

CA
ST

 c
al

en
da

r m
ay

 c
ha

ng
e.

 A
n 

up
da

te
d 

ve
rsi

on
 is

 a
ss

oc
iat

ed
 w

ith
 th

e 
QR

 C
od

e 
sh

ow
n h

er
e a

nd
 is

 av
ail

ab
le 

in 
th

e T
M

B 
M

ob
ili

ty
 ap

p a
nd

 on
 th

e w
eb

sit
e w

w
w

.tu
nn

el
m

b.
ne

t.

 
Au

to
ro

ut
e F

er
ro

via
ire

 A
lp

in
e

 
Tu

nn
el 

du
 M

on
t-B

lan
c

 
Tu

nn
el 

du
 Fr

éju
s

 
Tu

nn
el 

du
 Gr

an
d-

Sa
in

t-B
er

na
rd

 
* C

ol 
de

s M
on

te
ts

 
M

on
te

ts
 P

as
s

 
* C

ol 
du

 
Pe

tit
-S

ain
t-B

er
na

rd
 

P.
S.

 B
er

na
rd

 P
as

s

 
So

lo
 v

ei
co

li 
le

gg
er

i
 

Vé
hi

cu
le

s 
lé

ge
rs

 u
ni

qu
em

en
t

 
Li

gh
t v

eh
ic

le
s 

on
ly

*  C
hi

us
ur

a 
po

ss
ib

ile
in

 c
as

o 
di

 n
ev

e.
 

 Fe
rm

et
ur

e 
po

ss
ib

le
 

en
 c

as
 d

e 
ne

ig
e.

 
 Po

ss
ib

le
 c

lo
sin

g
in

 c
as

e 
of

 s
no

w.



Seite 14 

Ausgabe 03+ 04/2023

Corona-Schutzmaß
nahmen laufen aus 

Zum 7. April lief der rechtliche 
Rahmen für die Corona-Schutz-
maßnahmen aus. Das heißt: Die 
letzten noch verbliebenen Pflich-
ten fallen weg – wie das Tragen 
einer FFP2-Maske beim Besuch 
eines Krankenhauses oder Pflege-
heimes. Auch in anderen Fällen 
gibt es keine Auflagen mehr.

Die Infektionslage schwächt sich 
immer weiter ab. Daher sind 
schon in den vergangenen Wo-
chen und Monaten nach und nach 
Coronavirus-Schutzmaßnahmen 
aufgehoben worden. Nun liefen 
zum 7. April die letzten noch gel-
tenden Regelungen aus.

Das bedeutet: Ab dem 8. April 
entfällt der Rechtsrahmen für die 
Corona-Schutzmaßnahmen nach 

Infektionsschutzgesetz § 28b. Da-
mit müssen keine FFP2-Masken 
mehr beim Besuch einer Arzt-
praxis, eines Krankenhauses oder 
Pflegeheimes getragen werden.

Auch die Coronavirus-Einreise-
Verordnung läuft aus
Schon zum 2. Februar wurde die 
Maskenpflicht im Personenfern-
verkehr aufgehoben. 

Seit dem 1. März sind Beschäftig-
te sowie Bewohnerinnen und Be-
wohner in Gesundheits- und Pfle-
geeinrichtungen von der Test- und 
Maskenpflicht befreit.

Es entfällt damit auch die Rechts-
grundlage für die Länder, abhän-
gig von der pandemischen Lage 
eigene Coronavirus-Schutzmaß-
nahmen zu beschließen. Zudem 
läuft die Coronavirus-Einreise-
Verordnung aus. 

Damit gibt es aufgrund von Co
rona keine Auflagen mehr für Rei-
sende.

Quelle: Bundesregierung

Corona

Ohne Ausnahme

Die Prüfung zur Verlängerung 
des Gefahrgutbeauftragten-Schu-
lungsnachweises muss innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist er-
folgreich absolviert werden. Aus-
nahmen gibt es nicht.

Wer es versäumt, rechtzeitig in-
nerhalb der Geltungsdauer des 
Schulungsnachweises bei den 
Industrie- und Handelskammern 
die vorgesehene Prüfung zur Ver-
längerung des Schulungsnach-
weises abzulegen, fängt wieder 

von vorne an. Ausnahmslos. 
Dann muss zunächst eine Grund-
schulung für die benötigten Ver-
kehrsträger besucht und danach 
die entsprechende Grundprüfung 
erfolgreich absolviert werden, um 
einen neuen Schulungsnachweis 
zu erhalten. Darauf macht die 
IHK Schwaben aufmerksam.

In der Gefahrgutbeauftragtenver-
ordnung (GbV) sei keine Rege-
lung zur Erteilung einer Ausnah-
me enthalten. Gemäß § 4 Satz 2 
in Verbindung mit § 6 Absatz 4 
und § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 

4 der GbV sei die einzige Mög-
lichkeit, einen Schulungsnach-
weis für Gefahrgutbeauftragte zu 
verlängern, bei den Industrie- und 
Handelskammern die hierfür vor-
gesehene Prüfung abzulegen und 
zu bestehen. 

Diese Prüfung könne nur bis zum 
Tage des Ablaufes der Geltungs-
dauer des Schulungsnachweises 
absolviert werden, führt die IHK 
Schwaben dazu aus.

Quelle: der gefahrgutbeauftragte 
03/2023

Gefahrgut

Schnell mal auf 
die Internetseite

des LSV e.V.?

www.lsv-ev.de
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Personenverkehr

Koalitionsausschuss: 
Ab 2030 nur noch 
emissionsfreie Busse bei 
Neubeschaffungen

Der bdo hat über die bus-rele-
vanten Beschlüsse des Koalitions-
ausschusses der Bundesregierung 
vom 28. März 2023 informiert. 

Nach langen Verhandlungen ha-
ben sich die Spitzen der Regie-
rungskoalition auf die folgenden, 
für unsere Branche relevanten 
Punkte geeinigt:

•	Anpassung der Klimaschutzge-
setzgebung: 
Die Emissionsminderungszie-
le bleiben bestehen. Allerdings 
werden die Verantwortlichkei-
ten für deren Erreichen anders 
geregelt. Jeder Sektor (für uns 
Verkehr) wird weiterhin ein-
zeln bilanziert. Aber es werden 
alle Sektoren in einer Gesamt-
schau betrachtet: wenn insge-
samt ausreichend Emissionen 
eingespart werden, einzelne 
Sektoren ihre Ziele jedoch ver-
fehlen, kommt es zu keinen zu-
sätzlichen Maßnahmen. Wenn 
jedoch die Daten in zwei auf-
einanderfolgenden Jahren zei-
gen, „dass mit den aggregierten 
Jahresemissionen bis zum Jahr 
2030 das Gesamtminderungs-
ziel nicht erreicht wird, wird 
die Bundesregierung auf dieser 
Basis Maßnahmen beschließen, 
die sicherstellen, dass das Min-
derungsziel bis 2030 dennoch 
erreicht wird. Hierbei werden 
insbesondere die Ministerien 
in die Pflicht genommen, deren 
Sektoren die Minderungsziele 
verfehlt haben. Konkret bedeu-
tet dies eine Abkehr von der ak-
tuellen Systematik der „Klima-
schutzsofortprogramme“. 

Der Verkehrssektor verfehlt seit 
mehreren Jahren die Minde-
rungsziele. Entsprechend hätte 
das Verkehrsministerium Maß-
nahmen auf den Weg bringen 
müssen, um sicherzustellen, 
dass man die Ziele künftig er-
reicht. Dies ist jedoch in den 
letzten beiden Jahren nicht er-
folgt. Künftig soll die Bundesre-
gierung gemeinsam über Maß-
nahmen beschließen, wie die 
Emissionsminderungsziele den-
noch erreicht werden können. 

•	Stärkung der Schiene: 
Dazu sollen unter anderem die 
Netze schneller digitalisiert und 
die Trassenpreise für den Gü-
terverkehr dauerhaft gesenkt 
werden. Besonders relevant ist 
die Nutzung von Einnahmen 
aus dem CO2-Zuschlag auf die 
Lkw-Maut für die Sanierung des 
Schienennetzes. Zum 1. Januar 
2024 werden eine CO2-Diffe-
renzierung der Lkw-Maut und 
ein CO2-Aufschlag in Höhe 
von 200 Euro pro Tonne CO2 
eingeführt. Emissionsfreie Lkw 
werden bis Ende 2025 von der 
Infrastrukturgebühr befreit, an-
schließend werden lediglich 
25 Prozent des regulären Satzes 
erhoben.

•	E-Fuels: 
Diese sollen jetzt grundsätzlich 
zugelassen werden. So sollen 
„rechtliche und administrative 
Regelungen, die aktuell einer 
Ausweitung der Nutzung ent-
gegenstehen, beseitigt“ wer-
den. E-Fuels können zukünftig 
an Tankstellen verkauft werden. 
Zeitgleich wird ausgeschlossen, 
dass paraffinische Reinkraft-
stoffe aus fossilen Quellen oder 
kritischen biogenen Rohstoffen 
unbeabsichtigt gefördert wer-
den.

•	Aufbau Infrastruktur-Grund-
netze für batterieelektrische 
und Wasserstoff-Lkw: 
„Der vorausschauende Aufbau 
eines initialen Netzes an Lade-
infrastruktur und Wasserstoff-
tank-Infrastruktur für schwere 
Lkw bis 2025 wird sichergestellt 
(Ausschreibung beginnt ab Q3 
2023). Für batterieelektrische 
Lkw wird ein bedarfsgerechtes 
Grundnetz entlang der Bundes-
autobahnen geschaffen.“

•	Emissionsfreie Busse und öf-
fentliche Fuhrparks: 
„Die Vorgaben des Saubere-
Fahrzeuge-Beschaffungsgeset-
zes werden dahingehend ge-
ändert, dass im Rahmen der 
öffentlichen Auftragsvergabe 
ab 2030 nur noch bilanziell 
emissionsfreie Fahrzeuge (insb. 
Nahverkehrs-Busse) beschafft 
werden dürfen. Sonderfahrzeu-
ge sind davon ausgenommen. 
Die bestehende Förderung kli-
maneutraler Busse einschließ-
lich Infrastrukturen wird bis 
2028 verlängert.“

Insbesondere der letzte Punkt hat 
für unsere Branche erhebliche 
Auswirkungen. Damit positioniert 
sich die Bundesregierung klar. 
Sie weitet ihre bisherigen Ziele 
in diesem Sektor aus (Elektrifizie-
rung von 50 Prozent der Stadt-
busse bis 2030) aus und setzt eine 
Wegmarke für die Zeit nach den 
Regelungen der CVD (bis 2030 
65 Prozent saubere und emissi-
onsfreie Busse). 

Gleichzeitig wird angekündigt, 
dass die Bundesregierung weiter-
hin die Anschaffung von klima-
neutralen Bussen und deren Infra-
struktur fördert. 
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Dies sind weitgehende Ankündi-
gungen, die mit nicht unerhebli-
chen Herausforderungen für die 
Unternehmen und Aufgabenträ-
ger einhergehen. Allerdings blei-
ben die Ziele der Bundesregie-
rung hinter den Vorschlägen der 
EU-Kommission zurück. Diese 
hatte im Februar vorgeschlagen, 
dass ab 2030 nur noch emissions-
freie Stadtbusse neu zugelassen 
werden dürfen. 

Die Bundesregierung bezieht sich 
jedoch klar auf das Saubere-Fahr-
zeuge-Beschaffungsgesetz, das 
zum einen KMU-Ausnahmen 
macht und eigenwirtschaftliche 
Verkehre grundsätzlich nicht mit 
einbezieht. 

Darüber hinaus wird in den Be-
schlüssen des Koalitionsausschus-
ses von „bilanziell emissions-
freien Fahrzeugen“ gesprochen. 
Damit bleibt die Tür für den Ein-
satz von CO2-neutralen alternati-
ven Kraftstoffen offen und E-Fuels 
blieben eine Option.

Der bdo wird sich in den kom-
menden Gesetzgebungsverfahren 
dafür einsetzen, dass es weiterhin 
bei den bestehenden Ausnahmen 
des Saubere-Fahrzeuge-Beschaf-
fungsgesetzes bleibt und E-Fuels 
natürlich auch im Bus-Bereich 
als emissionsfreie Option gelten. 
Darüber hinaus ist er bereits in 
Brüssel aktiv und setzt sich dafür 
ein, dass das überambitionierte 
100 Prozent-Ziel der Kommission 
angepasst wird. 

Wir werden Sie über die weiteren 
Entwicklungen auf dem Laufen-
den halten. 

Update 3 – 
Überbrückungshilfen – 
Schlussabrechnung von 
Paket 2 

Schlussabrechnungen von Pa-
ket  2 kann nach Einreichung 
der Abrechnung von Paket 1 er-
folgen. Fristende ist am 30. Juni 
2023. Fristverlängerung kann ab 
sofort beantragt werden. 

Wie im August 2022 bereits ver-
öffentlicht, wurde die Abgabe-
frist der Schlussabrechnungen für 
beide Pakete (Paket 1: Überbrü-
ckungshilfen I-III, November- und 
Dezemberhilfen; Paket 2: Über-
brückungshilfe III Plus und IV) bis 
zum 30. Juni 2023 verlängert. 

Die Schlussabrechnung für Pa-
ket 2 kann nun sofort nach Einrei-
chung der Abrechnung für Paket 1 
erfolgen. Sie müssen nicht mehr 
auf den abschließenden Bescheid 
für die Schlussabrechnung von 
Paket 1 warten. 

Sollte eine individuelle Fristver-
längerung bis zum 31. Dezember 
2023 benötigt werden, kann die-
se über die prüfenden Dritten ab 
sofort beantragt werden. 

Eine Übersicht zu allen Fristen 
und ein Einführungsvideo finden 
Sie unter: Überbrückungshilfe 
Unternehmen - Schlussabrech-
nung (ueberbrueckungshilfe-un-
ternehmen.de) 

Deutschlandticket 
beschlossen

Nachdem am 17.03.2023 in der 
UAG Finanzen im Rahmen einer 
Marathonsitzung bis 19.30 Uhr 
eine Einigung in wesentlichen 
Beihilfefragen geklärt werden 
konnte, war der Weg frei, auch 

im Koordinierungsrat von Bund 
und Ländern den lang ersehnten 
Durchbruch zu erzielen. 

Die Vertreter:innen der Bundes-
regierung hatten zwar noch einen 
Prüfvorbehalt eingelegt,  dann 
aber in den wesentlichen Punk-
ten zugestimmt. Damit ist der 
Weg frei für die Einführung des 
Deutschlandtickets zum 1. Mai 
2023. Die wesentlichen Ergeb-
nisse: 

1.	Rechtsanspruch der Unterneh-
men 
Die Unternehmen haben einen 
gesicherten Rechtsanspruch 
auf Ausgleichsleistungen. So-
lange keine allgemeinen Vor-
schriften erlassen wurden oder 
die öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträge noch nicht an-
gepasst sind, längstens bis zum 
30.09.2023, ergibt sich dieser 
aufgrund Ziffer 3.3. der Mus-
terrichtlinie direkt gegen den 
Bund, allerdings ist der Antrag 
beim Land zu stellen. 

Schnell mal 
auf die 

Internetseite 
des LSV e.V.?

www.lsv-ev.de
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Sobald eine allgemeine Vor-
schrift durch Land oder AT er-
lassen wird, wird Ziffer 3.3. 
abgelöst und der Anspruch der 
Unternehmen ergibt sich direkt 
gegen den AT, oder das Land 
aufgrund landesgesetzlicher 
Regelung.

2.	Verpflichtung der Aufgaben-
träger
Die Aufgabenträger sind an-
gehalten, bis allerspätestens 
zum 30.09.2023 allgemeine 
Vorschriften zu erlassen oder 
die öff. Dienstleistungsaufträge 
anzupassen. Tun Sie dies nicht, 
erhalten Sie keine Finanzmittel 
von Bund oder Ländern und 
nehmen auch nicht an den 
EAV-Verfahren teil.

 
3.	Einnahmeaufteilung (EAV)

Auch bei der Einnahmeauftei-
lung haben sich die Länder auf 
einen gangbaren Weg geeinigt. 
In drei Stufen soll die Einnah-
meaufteilung von der Rettungs-
schirmsystematik bis 2026 in 
eine komplett neue bundes-
weite EAV überführt werden. 
In der ersten Stufe bis Ende 
2023 behalten die Unter-
nehmen ihre Einnahmen zu-
nächst, liefern aber bereits ihre 
Daten zur Evaluation und Ein-
speicherung in das zukünftige 
EAV-System. Für Verkehre in 
Tourismusregionen gibt es Son-
derreglungen. Alle Unterneh-
men, die das Deutschlandti-
cket anwenden und einführen, 
sind verpflichtet ihre Daten zu 
liefern. 
Es wird ein Monitoring zur Er-
mittlung von möglichen Ver-
werfungen bei den Einnahmen 
durchgeführt, um bei Bedarf 
gegenzusteuern. In der zweiten 
Stufe ab 2024 werden die Ein-
nahmen nach Postleitzahlen 
der Abo-Besitzer zunächst auf 

die Länder und dann innerhalb 
der Länder an die Unterneh-
men verteilt. In einer 3.  Stufe 
soll das System in eine neue 
bundesweite EAV überführt 
werden. Ziel ist es, über tech-
nische Lösungen (be-in/be-out) 
die konkrete ÖPNV-Nutzung 
der Fahrgäste den befördern-
den Unternehmen zuzuteilen.

4.	ARGE zur Durchführung der 
EAV geplant
Die Länder haben beschlos-
sen, eine ARGE aus bdo, VDV, 
BSN und DTV mit der Orga-
nisation und Durchführung 
der EAV zu beauftragen. Hier 
sind die konkreten Planungen 
zwischen den beteiligten Or-
ganisationen allerdings noch 
am Anfang. Vermutlich wird 
eine Gesellschaft zu gründen 
sein. Der bdo hat Bereitschaft 
signalisiert, diesen Prozess zu 
begleiten. 

5. Noch keine Einigung bei Se-
mester-Ticket
Bei der Einbeziehung von Se-
mester-Tickets von Studieren-
den konnte keine Einigung 
erzielt werden. Der Bund hat 
dies bislang nicht unterstützt. 

6.	Länder einigen sich auf Mus-
ter-Allgemeine-Vorschrift
In einer UUAG „Allgemeine 
Vorschrift“ wird parallel ein 
Muster einer allgemeinen Vor-
schrift erarbeitet. Diese wurde 
in Bayern entwickelt, basiert 
nun auf der Grundlage der 
Musterrichtlinie und soll mög-
lichst von allen AT oder den 
Ländern direkt umgesetzt wer-
den. 
Die im Ursprungstext vorgese-
hene Regelung zum Höchstge-
winn zwischen 3 und 4,5 Pro-
zent wurde herausverhandelt 
und befindet sich nicht mehr 
im Text der Muster-Allgemeine-
Vorschrift.

7.	Fazit
Nachdem die Verhandlungen in 
den Arbeitsgruppen seit Herbst 
letzten Jahres sehr schleppend 
voran gingen, konnte der bdo 
wesentliche Ergebnisse erzie-
len. Damit haben ALLE Unter-
nehmen, egal ob eigenwirt-
schaftlich oder mit öffentlichem 
Dienstleistungsauftrag unter-
wegs, einen fairen Anspruch 
auf Ausgleich. 

Man geht davon aus, dass nun 
zeitnah flächendeckend All-
gemeine Vorschriften durch 
die Aufgabenträger oder die 
Länder erlassen werden. Das 
Saarland ist diesen Weg bereits 
gegangen. Damit dürfte end-
lich auch der Streit über die 
Notwendigkeit und Sinnhaftig-
keit von allgemeinen Vorschrif-
ten beendet sein. Allerdings 
gilt die Musterrichtlinie nur 
bis zum Ende 2023, so dass 
die Verhandlungen über eine 
Nachschusspflicht, Tarifvorga-
ben usw. bereits in einigen we-
nigen Monaten wieder starten 
dürfte. Sobald die endgültigen 
Fassungen von Musterrichtli-
nie, EAV-Papier und Muster-AV 
vorliegen, werden wir diese 
weiterleiten.

Der Bundesrat hat in seiner Sit-
zung am 31. März 2023 der  
bereits vom Bundestag beschlos-
senen Einführung des Deutsch-
landtickets zum 1.  Mai 2023 
ohne Einbeziehung der Fernbus-
verkehre zugestimmt. Auch ein 
Ermächtigungsparagraph, der die 
spätere Einbeziehung der Fern-
busverkehre ohne erneute Ge-
setzesänderung ermöglicht hätte, 
wurde nicht beschlossen.

Fortsetzung von Seite 16
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Urteil: Reiseveranstalter 
haben Wahlrecht bei 
Storno-Entschädigung

Das OLG Naumburg hat in einem 
aktuellen Urteil (Aktenzeichen 
4 U 72/22, 02. März 2023) über 
coronabedingte Stornierungen 
zwischen einem Reiseveranstal-
ter und dem Bundesland Sach-
sen-Anhalt entschieden. Geklagt 
hatte ein Reiseveranstalter von 
Schul- und Klassenfahrten gegen 
das Bundesland Sachsen-Anhalt.

Die Schulen hatten im April 2020 
drei für Juli 2020 geplante Schul-
fahrten abgesagt, weil diese auf-
grund der Corona-Pandemie 
untersagt wurden.  Die Verträge 
mit dem Reiseveranstalter hat-
ten die Schulen im Namen des 
Bundeslands Sachsen-Anhalt ge-
schlossen. Die gebuchten Reisen 
beinhalteten die An- und Abrei-
se, Beherbergung sowie ein Pro-
gramm und fielen dadurch unter 
das Pauschalreiserecht (§§ 651 a 
ff BGB). Die AGB des Reiseveran-
stalters waren Vertragsbestandteil. 

In seinen AGB hat sich der Reise-
veranstalter vorbehalten, im Falle 
einer Stornierung die Berechnung 
der Storno-Kosten entweder pau-
schal oder konkret vornehmen 
zu können. Eine solche Klausel 
ist auch in Ziff. 5.5 der Muster-
Reisebedingung für Pauschalan-
gebote des bdo (aktuelle Fassung 
29.  November 2022) enthalten. 
Im verhandelten Fall hat der Rei-
severanstalter daraufhin eine 
konkrete Berechnung der Stor-
nokosten vorgenommen und die 
Gutschriften der Leistungsträger 
vom Reisepreis abgezogen. Das 
Bundesland Sachsen-Anhalt hat 

daraufhin Storno-Gebühren ge-
zahlt, jedoch die Beträge aus den 
in den AGB vereinbarten Stor-
no-Pauschalen ausgezahlt. Der 
Reiseveranstalter klagte daraufhin 
die Differenzbeträge ein.

Das Bundesland Sachsen-Anhalt 
sah zwar durchaus ein, dass es 
Stornokosten bezahlen müsse. 
Es war aber der Ansicht, § 651 h 
BGB lasse kein Wahlrecht des 
Reiseveranstalters zwischen einer 
konkreten Abrechnung und pau-
schalen Stornogebühren zu. Statt-
dessen sehe der Gesetzgeber vor, 
dass die Reiseveranstalter durch 
angemessene Pauschalen ent-
schädigt werden sollten und eine 
konkrete Kostenabrechnung nur 
erfolgen solle, wenn keine Pau-
schalentschädigung vereinbart 
wurde. Dieser Ansicht war auch 
die Vorinstanz, welche die Klage 
abwies (LG Halle 3 O 159/21, 
17. Mai 2022).

Im Berufungsverfahren stellte das 
OLG Naumburg klar:

	– AGB-Klauseln, die ein Wahl-
recht zwischen pauschaler und 
konkreter Berechnung vorbe-
halten, sind wirksam und nicht 
durch § 651 h BGB oder durch 
die Pauschalreise-Richtlinie 
verboten,

	– der Entschädigungsanspruch ist 
nicht auf die Höhe der verein-
barten Pauschalbeträge gede-
ckelt,

	– für die konkrete Berechnung 
der Entschädigung kann der ur-
sprüngliche Reisepreis, abzüg-
lich ersparter Aufwendungen, 
angesetzt werden.

Das Urteil ist rechtkräftig.

Für Reiseveranstalter ist das Urteil 
ein positives Signal, da Unsicher-
heit darüber besteht, ob ein sol-
ches Wahlrecht in den AGB mit 
der Pauschalreise-Richtlinie ver-

einbar ist. Das OLG Naumburg 
ist die bisher höchste Instanz, die 
über diese Frage urteilte. 

Fraglich bleibt, ob andere Gerich-
te diesem Urteil folgen, denn bis-
her liegt keine Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs (BGH) oder 
des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) vor. Dennoch empfiehlt 
es sich für Reiseveranstalter mit 
einer entsprechenden AGB-Klau-
sel, sich bis auf weiteres auf das 
Urteil 4 U 72/22 des OLG Naum-
burg vom 02. März 2023 zu be-
rufen.

NIEDERLANDE: 
Planung von möglichem 
Reisebusverbot in Teilen 
Amsterdams

Seit ein paar Jahren überarbeitet 
Amsterdam wiederholt den Ver-
kehrsplan für die Stadt. Es gab 
mehrere Anläufe bezüglich eines 
Stufenplans zur Besucherlen-
kung, Schutz der Altstadt und de-
ren Brücken.

Derzeit strebt die Stadt eine kon-
kretere Planung an:
Ab dem 01. Januar 2024 sollen 
Reisebusse ab 7,5 Tonnen nicht 
mehr innerhalb des Innenstadt-
rings (S100) fahren dürfen. Es sol-
len dementsprechend zusätzliche 
Ein- und Ausstiegspunkte für die 
Busse eingerichtet werden (z. B. 
auf der De Ruijterkade Oost, an 
den Bahnhöfen). Laut dem nie-
derländischen Verband (knv) soll 
es Ausnahmen für ältere Perso-
nen, Kinder und Menschen mit 
Behinderung geben. Außerdem 
wurde die Stadt bereits darauf 
hingewiesen, dass dadurch der 
Verkehr von Kleinbussen und 
Taxen zunehmen wird. 

Fortsetzung auf Seite 19
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Künftig sollen trotzdem soge-
nannte „Korridore“ zu kulturellen 
Zielen (Museen) im Stadtzentrum 
weiterhin zur Verfügung stehen.

Sobald konkrete Entscheidungen 
getroffen wurden und die Pla-
nung konkretisiert wurde, werden 
Sie wie gewohnt umgehend infor-
miert. 

NIEDERLANDE: 
Vergnügungssteuer 
für Stadtrundfahrten ab-
geschafft 

Die Vergnügungssteuer in Amster-
dam, die sog. „VMR“ wurde für 
Touren an Land abgeschafft. Seit 
dem 1. Januar 2023 muss für Teil-
nehmer an Stadtführungen und 
Stadtrundfahren (mit oder ohne 
Fahrzeug) keine Vergnügungs-
gebühr mehr entrichtet werden. 
Auch eine Registrierung ist nicht 
mehr erforderlich.

NIEDERLANDE: 
Wiedereinsatz von 
Stewards in Amsterdam

Seit März 2023 werden an den 
Bushaltestellen in Amsterdam 
wieder Stewards eingesetzt. 

Sie sorgen für einen reibungs-
losen Verkehrsfluss, leiten das 
Fahrpersonal an den richtigen Ort 
und überwachen die Sicherheit 
der Fahrgäste beim Ein- und Aus-
steigen. Die Stewards sind u. a. 
an den Haltestellen rund um den 
Hauptbahnhof und an der S100 
zu sehen.

ITALIEN: 
Fahrverbote an der 
Amalfiküste 

Die Amalfitana, eine der belieb-
testen Küstenstraßen Süditaliens, 
ist im Sommer nur eingeschränkt 
befahrbar. Seit Jahren gilt in der 
Hauptsaison für Wohnmobile und 
Busse auf der Amalfitana (SS163) 
an dem rund 40 Kilometer lan-
gen Abschnitt zwischen Vietri sul 
Mare und Positano, ein zeitwei-
ses Fahrverbot. Seit Sommer 2022 
ist der Abschnitt, der besonders 
schmal und kurvenreich ist, zeit-
weise auch für normale Autos ge-
sperrt. 

Analog zur Regelung im Som-
mer 2022 dürften die Fahrverbo-
te dann auch an allen Wochen-
enden von Mitte Juni bis Ende 
September sowie an allen Tagen 
im August gelten. Täglich von 
10 bis 18 Uhr gilt dann folgen-
de Regelung: An geraden Tagen 
dürfen Autos mit geraden Endzif-
fern beim Kfz-Kennzeichen nicht 
fahren und an ungeraden Tagen 
dürfen Autos mit ungeraden End-
ziffern nicht fahren. 

Die Regelung gilt auch für Pkw mit 
ausländischen Kennzeichen, für 
Mietwagen, Touristenbusse und 
auch für Reisende, die entlang 
der Amalfitana eine Unterkunft 
gebucht haben. Ausgenommen 
vom Fahrverbot sind Taxis, Linien-
busse und Motorräder, Vespas so-
wie andere Zweiräder. Wohnwa-
gen-Gespanne und Wohnmobile 
dürfen das ganze Jahr über täglich 
von 6.30 bis 24 Uhr nicht fahren. 
Bei Verstößen werden mindestens 
100 Euro Strafe fällig.

POLEN: 
Vereinfachtes Steuer
system

Seit 2012 gilt das vereinfachte 
Steuersystem in Polen, bei dem 
sich die ausländischen Busunter-
nehmen im polnischen System 
registrieren müssen. Hierfür wird 
das „interaktives“ Formular VAP-R 
verwendet (über Internet Explorer 
abrufbar). 

Sollte der „Absende-Button“ am 
Ende des Formulars nicht funk-
tionieren, können Sie die Datei 
auch im XML-Format beim Amt 
unter folgendem Link hochladen: 
Senden von E-Deklarationen im 
XML-Format (mf.gov.pl) 

Leider werden PDF-Dateien in 
diesem Fall nicht akzeptiert. 

Andernfalls wenden sich direkt 
an eine Steuerkanzlei oder kon-
taktieren Sie das polnische Fi-
nanzamt direkt. 

Hinweis: 
Da das Finanzamt ausschließlich 
polnische Anfragen beantwortet, 
wird der Mailverkehr mit Hil-
fe von einem Onlineübersetzer 
empfohlen, sollten Sie kein Pol-
nisch können. 

Fortsetzung von Seite 18
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BELGIEN: 
Nur noch vierteljährliche 
Steuererklärung ab Juli 
2023

Busunternehmen, welche in Bel-
gien gewerbliche Personenbeför-
derungen durchführen, müssen 
für den Streckenanteil in Belgien 
die Mehrwertsteuer abführen. 
Dazu registriert sich das Busun-
ternehmen entweder beim bel-
gischen Finanzamt oder es nutzt 
das One-Stop-Shop (OSS)-Ver-
fahren.

Bei der Steuererklärung über das 
belgische Finanzamt kann der-
zeit eine vierteljährliche (Regel-
fall) oder monatliche Steuererklä-
rung abgegeben werden. Ab dem 
01. Juli 2023 ist nur noch eine 
vierteljährliche Steuererklärung 
möglich (Das ist derselbe Turnus 
wie beim OSS-Verfahren).
 
Ab dem 01. Juli 2023 gibt es somit 
zwei Möglichkeiten zur Steuer
erklärung in Belgien:
	– OSS-Verfahren (vierteljährliche 
Steuererklärung)

	– Über das belgische Finanzamt 
(vierteljährliche Steuererklä-
rung)

Will ein Unternehmen weiter-
hin die Steuererklärung über das 
belgische Finanzamt einreichen, 
muss es lediglich den Turnus der 
Steuererklärungen anpassen und 
sonst nichts weiter tun. 

Das Meldeverfahren und die 
Steuer-ID bleiben gleich. Wie 
bisher muss die Steuererklärung 
spätestens am 20. Tag des auf 
jedes Quartal folgenden Monats 
eingereicht. Eine Bestätigung der 
Anmeldung beim belgischen Fi-

nanzamt muss immer im Bus 
mitgeführt und auch ohne abzu-
führende Umsatzsteuer eine Null-
meldung eingereicht werden.

Weitere Informationen finden Sie  
in der Länderdatenbank und beim 
belgischen Finanzamt.

GROSSBRITANNIEN: 
elektronische Einreise
genehmigung

Ab November 2023 soll eine elek-
tronische Einreisegenehmigung in 
Großbritannien verpflichtend ein-
geführt werden. EU-Bürger sollen 
zunächst bis Februar 2024 davon 
ausgenommen sein.

Die elektronische Reisegenehmi-
gung (ETA) ermöglicht es Einrei-
senden sich bis zu sechs Monaten 
in Großbritannien aufzuhalten 
und die Beantragung soll weniger 
kosten als ein Visum. Die Bean-
tragung soll online zur Verfügung 
stehen und wird verpflichtend für 
alle Reisende, einschließlich Kin-
dern. Nach Genehmigung soll die 
Einreiseerlaubnis dann etwa zwei 
Jahre gültig sein.  

Sobald weitere Informationen 
vorliegen, werden Sie umgehend 
informiert.

FRANKREICH/
GROSSBRITANNIEN

Das Fährunternehmen DFDS 
bietet für die Verbindungen zwi-
schen den Häfen Dover, Dünkir-
chen und Calais den Check-In via 
App an. Mithilfe der App kann 

das Fahrpersonal die Reisedoku-
mente aller Fahrgäste mit dem 
Handy einscannen. Diese Daten 
werden dann verschlüsselt an 
das Hafenpersonal weitergeleitet. 
Dies muss dann sowohl für die 
Hin- als auch für die Rückfahrt 
vorgenommen werden. 

Die Nutzung der App ist absolut 
freiwillig und soll zur Zeiterspar-
nis dienen. 

Die App steht zum Download zur 
Verfügung:
	– Google Play Store
	– App Store Apple

BOSNIEN-
HERZEGOWINA

Die Stadt Mostar hat eine Bus-Vig
nette eingeführt. Die Vignetten 
können für 2 oder 7 Tage über die 
Betreiber-Webseite oder bei Part-
nerunternehmen der Stadt (Tank-
stellen) unter Angaben des Kfz-
Kennzeichens bezogen werden.

Es sind drei Fahrzeugkategorien 
vorgesehen:
	– von 8 bis 14 Sitzplätzen
	– von 15 bis 20 Sitzplätzen
	– Fahrzeuge über 30 Sitzplätze

Zweitägige Vignetten kosten ab-
hängend von der Kategorie BAM 
25,00, 45,00 und 80,00 und 
siebentätige BAM 60,00, 120,00 
und 210,00 (EUR 1,00 = BAM 
1,95583).

Ausgenommen davon sind städ-
tischer Verkehr und registrierte 
Linienbusse. 

www.lsv-ev.de
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Unterschiedliche 
Zuschläge bei regel
mäßiger und unregel
mäßiger Nachtarbeit 
BAG, Urteil vom 22. Februar 
2023 – 10 AZR 332/20

Eine tarifvertragliche Regelung, 
die für unregelmäßige Nacht-
arbeit einen höheren Zuschlag 
vorsieht als für regelmäßige 
Nachtarbeit verstößt nicht gegen 
den allgemeinen Gleichbehand-
lungsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 1 
GG, wenn ein sachlicher Grund 
vorliegt, der aus dem Tarifvertrag 
erkennbar ist. Der streitgegen-
ständliche Manteltarifvertrag der 
Erfrischungsgetränkeindustrie re-
gelt, dass der Zuschlag für regel-
mäßige Nachtarbeit 20 Prozent 
und für unregelmäßige Nacht-
arbeit 50 Prozent der Stunden-
vergütung beträgt. Die Klägerin 
arbeitete in Nachtarbeit in einem 
Schichtmodell und erhielt hier-
für einen Zuschlag von 20 Pro-
zent. Nach ihrer Auffassung ver-
stoßen die unterschiedlichen 
Nacharbeitszuschläge gegen den 
allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG. 
Mit ihrer Klage konnte die Kläge-
rin allerdings nicht durchdringen. 

Nach Auffassung der Erfurter 
Richter seien Arbeitnehmer, die 
regelmäßige und unregelmä-
ßige Nachtarbeit leisten, zwar 
miteinander vergleichbar und 
es liege durch die unterschiedli-
che Zahlung des Nachtzuschlags 
auch eine entsprechende Un-
gleichbehandlung vor. Allerdings 
sei in dem vorliegenden Tarif-
vertrag ein sachlicher Grund für 
die Ungleichbehandlung gege-
ben. So bezwecke der Mantel-
tarifvertrag solche Belastungen 

für Beschäftigte auszugleichen, 
die durch unregelmäßige Nacht-
arbeit und der schlechteren Plan-
barkeit dieser Art der Arbeits-
einsätze entstehen. Darüber 
hinaus beinhalte der Tarifvertrag 
einen angemessenen Ausgleich 
für die gesundheitlichen Belas-
tungen durch unregelmäßige als 
auch regelmäßige Nachtarbeit 
und habe demnach Vorrang vor 
dem gesetzlichen Anspruch auf 
Nachtarbeitszuschlag nach § 6  
Abs. 5 ArbZG. 

Durch die in Art. 9 Abs. 3 GG ga-
rantierte Tarifautonomie liege es 
ferner im Ermessen der Tarifver-
tragsparteien, wie sie die schlech-
tere Planbarkeit der unregelmäßi-
gen Nachtarbeit für Beschäftigte 
finanziell bewerten und ausglei-
chen.

Pfändungsfreigrenzen

Ab dem 01.07.2023 wird der 
Pfändungsfreibetrag im Grund-
wert (Alleinstehende) um 70 Euro 
steigen. Ohne Unterhaltspflichten 
und sonstigen Freibeträge steigt 
demnach der Pfändungsfreibe-
trag auf 1409,99 Euro. Bis zum 
30.06.2023 liegt der Pfändungs-
freibetrag bei 1.339,99 Euro.
Hintergrund: 

	– Die Pfändungsfreigrenzen wer-
den gemäß § 850c Absatz 4 Satz 
2 Zivilprozessordnung (ZPO) 
jedes Jahr zum 1. Juli nach dem 
Maßstab der Änderung des 
einkommensteuerrechtlichen 
Grundfreibetrages in § 32a Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) 
angepasst. Die nächste Anpas-
sung der Pfändungsfreigrenzen 
wird zum 01.07.2023 erfolgen. 

	– Das vollständige Tabellenwerk 
der Pfändungsfreigrenzen hat 
das Bundesministerium der 
Justiz (BMJ) mit der Pfändungs-
freigrenzenbekanntmachung 
2023 vom 15.03.2023 be-
kanntgemacht. Es kann über 
folgenden Link abgerufen wer-
den: https://www.recht.bund.
de/bgbl/1/2023/79/VO.html. 

	– Die Pfändungsfreigrenzen sol- 
len sicherstellen, dass der 
Schuldner auch bei einer Pfän-
dung seines Arbeitseinkommens 
über das Existenzminimum ver-
fügen und seine gesetzlichen 
Unterhaltspflichten erfüllen 
kann. Bei einem Arbeitseinkom-
men, das den Grundfreibetrag 
übersteigt, soll dem Schuldner 
zudem ein gewisser Teil seines 
Mehrverdienstes verbleiben. 
Der pfändungsfreie Betrag er-
höht sich, wenn der Schuldner 
anderen Personen auf Grund 
einer gesetzlichen Verpflichtung 
Unterhalt zu leisten hat.

Weitere Informationen können 
der Internetseite des BMJ ent-
nommen werden: https://www.
bmj.de/DE/Themen/FinanzenUn-
dAnlegerschutz/Zwangsvollstre-
ckungPfaendungsschutz/Pfaen-
dungsfreigrenzen.html

Recht / Steuern / Versicherung
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Inflationsausgleichs
prämie – BMF veröffent-
licht FAQs

Seit dem 26. Oktober 2022 kön-
nen Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber ihren Beschäftigten steuer- 
und abgabenfrei einen Betrag bis 
zu 3.000 Euro gewähren. 

Das Bundesfinanzministerium hat 
nun FAQs mit den wichtigsten 
Fragen zur Inflationsausgleichs-
prämie nach § 3 Nummer 11c 
Einkommensteuergesetz veröf-
fentlicht: https://www.bundesfi-
nanzministerium.de/Content/DE/
FAQ/2022-12-07-FAQ-Inflations-
ausgleichspraemie.html

Urlaubsabgeltung 
unterliegt der üblichen 
Verjährung
BAG, Urteil vom 
31. Januar 2023 – 9 AZR 
456/20

Der gesetzliche Anspruch von 
Arbeitnehmern, nicht genomme-
nen Urlaub nach der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses abzu-
gelten, unterliegt der Verjährung. 
Die dreijährige Verjährungsfrist 
gemäß § 195 BGB beginnt in der 
Regel mit dem Ende des Jahres, in 
dem der Arbeitnehmer aus dem 
Arbeitsverhältnis ausscheidet. 

Vorliegend war der Kläger von 
2010 bis 2015 bei der Beklagten 
mit einem jährlichen Urlaubsan-
spruch von 30 Tagen beschäftigt. 
Im Jahr 2015 gewährte die Be-
klagte dem Kläger keinen Jahres-
urlaub. Ab dem Jahr 2015 war 
der Kläger dann auf selbständiger 
Basis für die Beklagte tätig. Nach 
Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses im Jahr 2019 macht der 
Kläger Urlaubsansprüche aus den 

Jahren 2010 bis 2015 geltend. 
Vor dem BAG konnte der Kläger 
mit der Abgeltung von Urlaub aus 
den Jahren 2010 bis 2014 durch-
dringen. Die Urlaubsabgeltungs-
ansprüche für das Jahr 2015 seien 
allerdings verjährt. 

Bei verfassungs- und unionsrechts-
konformer Anwendung der Ver-
jährungsregeln könne die Verjäh-
rungsfrist nicht beginnen, solange 
eine Klageerhebung aufgrund 
einer gegenteiligen höchstrichter-
lichen Rechtsprechung nicht zu-
mutbar sei. 

Vom Kläger konnte bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses im 
Jahr 2015 nicht erwartet werden, 
seinen Anspruch auf Urlaubs-
abgeltung für die Jahre 2010 bis 
2014 gerichtlich durchzusetzen, 
da das BAG zu diesem Zeit-
punkt noch davon ausging, dass 
Urlaubsansprüche mit Ablauf 
des Urlaubsjahres oder eines zu-
lässigen Übertragungszeitraums 
unabhängig von der Mitwirkungs-
pflicht des Arbeitgebers verfielen. 
Erst nach dem Urteil des EuGH 
vom 6. November 2018 (C-
684/16), das neue Regeln für den 
Urlaubsverfall vorgab, war der 
Kläger gehalten, die Abgeltungs-
ansprüche für die Urlaubsjahre 
2010 bis 2014 gerichtlich geltend 
zu machen. 

Der Abgeltungsanspruch für das 
Urlaubsjahr 2015 sei hingegen 
verjährt, da der Kläger bereits 
nach der früheren Rechtspre-
chung erkennen musste, dass die 
Beklagte den Urlaub aus dem 
Jahr, in dem das Arbeitsverhältnis 
endete, abzugelten habe. 

Dementsprechend habe die drei-
jährige Verjährungsfrist Ende 
2015 begonnen und habe mit 
Ablauf des Jahres 2018 geendet. 
Vorliegend habe der Kläger aller-
dings erst 2019 Klage erhoben.

Urlaubsabgeltung 
unterliegt tariflicher Aus-
schlussfrist 
BAG, Urteil vom 
31. Januar 2023 – 9 AZR 
244/20

Gesetzliche Urlaubsansprüche 
von Arbeitnehmern, nicht ge-
nommenen Urlaub nach Been-
digung des Arbeitsverhältnisses 
abzugelten, kann nach Maßga-
be einer tarifvertraglichen Aus-
schlussfrist verfallen. Der Kläger 
war seit 2007 bei der Beklagten 
als Redakteur beschäftigt und er-
hielt in den Jahren 2007 bis 2010 
keinen Urlaub. Nach dem dem 
Arbeitsverhältnis zugrundeliegen-
den Manteltarifvertrag sind nicht 
erfüllte Urlaubsansprüche aus 
dem Arbeitsverhältnis innerhalb 
von drei Monaten nach Fällig-
keit geltend zu machen. Im Jahr 
2014 endete das Arbeitsverhält-
nis. Im August 2018 macht der 
Kläger eine Urlaubsabgeltung in 
Höhe von 14.400 Euro geltend. 
Nach Auffassung des BAG seien 
die Urlaubsabgeltungsansprüche 
weder verjährt noch aufgrund der 
tariflichen Ausschlussfrist verfal-
len. Zwar könnten Urlaubsabgel-
tungsansprüche als reine Geldan-
sprüche grundsätzlich tariflichen 
Ausschlussfristen unterfallen und 
auch verjähren, da sich die neuen 
Grundsätze zu den Obliegenheits-
verpflichtungen des Arbeitgebers 
in Bezug auf den Urlaubsverfall 
nicht auf die Abgeltung von Ur-
laubsansprüchen übertragen lie-
ßen. Die strukturell schwächere 
Stellung des Arbeitnehmers, aus 
der der EuGH die Schutzbedürf-
tigkeit von Arbeitnehmern bei der 
Inanspruchnahme von Urlaub ab-
leite, endeten mit dem Arbeitsver-
hältnis. Allerdings könne die Frist 
für die tarifliche Ausschlussfrist 
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nicht bereits mit dem Ende des 
Arbeitsverhältnis im Jahr 2014 
sondern erst mit dem Urteil des 
EuGH vom 6.  November 2018 
(C-684/16) beginnen. Erst dann 
sei der Arbeitnehmer verpflichtet 
gewesen, die Urlaubsabgeltung 
für bis dahin nicht gewährten 
Urlaub aus den Jahren 2007 bis 
2010 zu verlangen. Bis zu die-
sem Zeitpunkt sei auch das BAG 
noch davon ausgegangen, dass 
Urlaubsansprüche mit Ablauf 
des Urlaubsjahres oder eines zu-
lässigen Übertragungszeitraums 
unabhängig von der Mitwir-
kungspflicht des Arbeitgebers ver- 
fielen.

Siegburg: Feiern bei 
Krankheit rechtfertigt 
Kündigung 

Melden Arbeitnehmer sich bei ih-
rem Arbeitgeber krank und feiern 
währenddessen auf einer Party, ist 
von einer vorgetäuschten Arbeits-
unfähigkeit auszugehen, die eine 
fristlose Kündigung rechtfertigt. 
In dem vorliegenden Fall war die 
Klägerin für ein Wochenende zum 
Spätdienst eingeteilt und meldete 
sich hierfür bei der beklagten Ar-
beitgeberin arbeitsunfähig krank. 

Auf dem WhatsApp-Status der 
Klägerin sowie auf der Homepage 
eines Partyveranstalters fand die 
Beklagte Fotos von der feiernden 
Klägerin für den streitgegenständ-
lichen Zeitraum auf einer öffent-
lichen Party. Daraufhin kündigte 
die Beklagte das Arbeitsverhält-
nis mit der Klägerin fristlos. Die 
hiergegen gerichtete Kündigungs-
schutzklage blieb erfolglos. Nach 
Auffassung des Gerichts bestand 
der wichtigste Kündigungsgrund 
in dem Vortäuschen der Arbeits-

unfähigkeit. Hierdurch sei das 
Vertrauen in ihre Redlichkeit zer-
stört. Durch die Fotos stünde fest, 
dass die Klägerin trotz angebli-
cher Arbeitsunfähigkeit bei bester 
Laune und Gesundheit auf einer 
öffentlichen Party gefeiert habe. 
Hierdurch sei der Beweiswert der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
erschüttert. Darüber hinaus habe 
sich die Klägerin im Verfahren un-
terschiedlich eingelassen und in 
Widersprüche über die Art ihrer 
Erkrankung verstrickt. 

AG Siegburg,  
Urteil vom 16. Dezember 2022 –  
5 Ca 1200/22

Konstanz: Beschwerden 
nach COVID-19-Impfung 
sind kein Arbeitsunfall 

Gesundheitliche Beschwerden 
nach einer COVID-19-Impfung 
stellen in der Regel keinen Ar-
beitsunfall dar. 

Die Klägerin arbeitete als Sozial-
arbeiterin bei der Beklagten und 
ließ sich aufgrund der regelmäßi-
gen beruflichen Kontakte im März 
2021 mit dem Impfstoff Astra
Zeneca impfen. In der Folge litt 
die Klägerin unter starken gesund-
heitlichen Beschwerden, wurde 
stationär im Krankenhaus behan-
delt und ist seither krankgeschrie-
ben. Mit ihrer Klage machte sie 
nunmehr gegenüber dem beklag-
ten Unfallversicherungsträger die 
Anerkennung eines Arbeitsunfalls 
geltend. Ihr Arbeitgeber habe ihr 
nahegelegt sich impfen zu lassen 
und darüber hinaus eine Beschei-
nigung über eine entsprechende 
Priorisierung der Beschäftigten-
gruppe ausgestellt. Nach Auffas-
sung des Gerichts handele es sich 
bei den vorliegenden Beschwer-
den der Klägerin allerdings nicht 

um einen Arbeitsunfall, da die 
Klägerin mit der Impfung keiner 
Rechtspflicht aus dem Arbeitsver-
hältnis nachgekommen sei. Die 
Hinweise der Beklagten zur Imp-
fung hätten lediglich das gesamt-
gesellschaftliche Ziel verfolgt, die 
Impfquote in Deutschland zu er-
höhen. Grundsätzlich gehörten 
Maßnahmen zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung der Gesund-
heit zum persönlichen Lebens-
bereich der Klägerin. Ob darüber 
hinaus ein sachlicher Zusammen-
hang mit der versicherten Tätig-
keit anzunehmen sei, wenn eine 
Schutzimpfung für die berufliche 
Tätigkeit zwingend erforderlich 
ist, könne vorliegend dahinge-
stellt bleiben, da die Klägerin ihre 
berufliche Tätigkeit auch ohne 
eine Impfung hätte ausüben kön-
nen. 

SG Konstanz,  
Urteil vom 9. Dezember 2022 – 
S 1 U 1276/22

Betriebsratsbeteiligung bei 
Versetzung kann nicht ein-
fach nachgeholt werden 

Arbeitgeber können von einer be-
reits durchgeführten Versetzung 
ohne Beteiligung des Betriebsrats 
nur Abstand nehmen, wenn sie 
sie tatsächlich aufheben. Es reicht 
nicht, den Betriebsrat lediglich 
nachträglich um Zustimmung zu 
ersuchen oder ihm nur mitzutei-
len, man nehme die Versetzung 
„zurück“ und führe sie nunmehr 
nur noch „vorläufig“ durch. 

Im Rahmen einer Umgestaltung 
seiner Betriebsorganisation hatte 
ein Unternehmen dem bisherigen 
Leiter der Abteilung Zielgruppen-
intelligenz 2018 die Position des 
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Leiters der neu eingerichteten 
Abteilung Quality Services Dia-
logmarketing zugewiesen. Den 
Betriebsrat beteiligte es nicht. Auf 
dessen Antrag gab das Arbeitsge-
richt (ArbG) Siegburg dem Betrieb 
auf, die Maßnahme aufzuheben. 

Gegen diesen Beschluss legte 
der Arbeitgeber Beschwerde ein. 
Nachdem er dem Betriebsrat am 
10. Januar 2020 mitteilte, die Ver-
setzung zurückzunehmen, erklär-
ten die Beteiligten das Verfahren 
für erledigt. Am selben Tag bat 
das Unternehmen den Betriebs-
rat jedoch, der beabsichtigten er-
neuten Versetzung zuzustimmen. 
Außerdem teilte es ihm mit, diese 
Versetzung vorläufig durchzufüh-
ren. Vier Tage später verweiger-
te der Betriebsrat seine Zustim-
mung, die der Arbeitgeber sodann 
gerichtlich ersetzen lassen wollte. 
Er argumentierte, dass sich das 
Gesuch auf eine andere personel-
le Maßnahme beziehe als die Ver-
setzung im Mai 2018. 

Der Betriebsrat vertrat dagegen 
die Auffassung, dass seine Zu-
stimmung nicht gerichtlich ersetzt 
werden könne: Zuvor müsse die 
Versetzung erst tatsächlich aufge-
hoben werden. 

Das BAG entschied nun, dass 
der Antrag des Arbeitgebers auf 
Ersetzung der Zustimmung des 
Betriebsrats unbegründet ist und 
damit erfolglos bleibt: Das Zu-
stimmungsverfahren am 10. Janu-
ar 2020 sei nicht ordnungsgemäß 
eingeleitet worden. 

Erfolgt eine Einstellung oder eine 
Versetzung ohne Beteiligung des 
Betriebsrats, kann der Arbeitgeber 
von der bereits durchgeführten 
personellen Einzelmaßnahme nur 
Abstand nehmen, indem er die 
Maßnahme tatsächlich aufhebt, 

führten die Richter aus. Es genü-
ge nicht, wenn er dem Betriebsrat 
nur mitteilt, er nehme die Verset-
zung zurück und führe sie nun-
mehr nur noch vorläufig durch. 
Entscheidend sei, dass der Einsatz 
auf der neuen Stelle zumindest 
bis zur Einleitung eines etwai-
gen neuen Beteiligungsverfahrens 
unterbleibt. Es widerspräche dem 
Betriebsverfassungsgesetz, wenn 
der Arbeitgeber den durch den 
endgültigen Vollzug der perso-
nellen Maßnahme begründeten 
betriebsverfassungswidrigen Zu-
stand durch bloße Nachholung 
der Betriebsratsbeteiligung besei-
tigen könnte. 

BAG, Beschluss vom 11.10.2022 
– 1 ABR 18/21

Ansprüche aus Annahme-
verzug bzw. auf Entgelt-
fortzahlung bei fehlender 
gesundheitlicher Eignung 
LAG Sachsen, Urteil vom 
07.11.2022 – 2 Sa 173/21

Ein Berufskraftfahrer in der Per-
sonenbeförderung kann die ge-
schuldete Arbeitsleistung nicht 
ordnungsgemäß anbieten, wenn 
ihm aufgrund gesundheitlicher 
Einschränkungen mittels eines 
ärztlichen Attestes (vorüberge-
hend) die Fahrtauglichkeit abge-
sprochen wird.

Der Arbeitgeber gerät in diesem 
Fall nicht in Annahmeverzug. Ein 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall besteht eben-
falls nicht, soweit die Arbeitsun-
fähigkeit auf anderen Krankheiten 
beruht, als derjenigen, die zur 
gesundheitlichen Ungeeignetheit 
führt. Es fehlt dann an der erfor-
derlichen Monokausalität (amtl. 
Leitsätze).

Anmerkung: Das Urteil bestätigt 
ein in der Praxis zu selten erkann-
tes Problem. Ein Arbeitnehmer hat 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
bei Krankheit nur dann, wenn er 
infolge unverschuldeter Krankheit 
an seiner Arbeitsleistung verhin-
dert wird. Ein Verhinderungsfall 
liegt nicht vor, wenn der Arbeit-
nehmer (zur Rettung seiner An-
sprüche) bei Verlust der Fahrer-
laubnis zum Arzt geht und sich die 
Arbeitsunfähigkeit bescheinigen 
lässt. Gleiches gilt (wie in dem 
entschiedenen Fall des Sächsi-
schen Landesarbeitsgerichtes) bei 
fehlender Tauglichkeit zum Einsatz 
im Berufsverkehr ohne Arbeitsun-
fähigkeit. In dem vorliegenden Fall 
war der Mitarbeiter wegen Schlaf-
apnoe nicht fahrtauglich. Aller-
dings stellte die Schlafapnoe keine 
Krankheit dar, die zur Arbeitsun-
fähigkeit führte. Der Mitarbeiter 
hatte daher keinen Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung.

RA Ronny Neumann

Steuerfreie Zahlungen 
nach dem Infektions-
schutzgesetz (IfSG)

Arbeitnehmende, die sich – ohne 
krank zu sein – auf Anordnung 
des Gesundheitsamtes als Krank-
heits- oder Ansteckungsverdächti-
ge in Quarantäne begeben müs-
sen oder einem Tätigkeitsverbot 
unterliegen, erhalten im Falle 
des Verdienstausfalls im Regel-
fall eine Entschädigung nach 
dem Infektionsschutzgesetz (§ 56 
Abs. 1 IfSG).

Werden Einrichtungen zur Be-
treuung von Kindern oder Schulen 
zur Verhinderung der Verbreitung 
von Infektionen oder übertragba-
ren Krankheiten vorübergehend 
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geschlossen oder deren Betreten 
untersagt und müssen erwerbstä-
tige Sorgeberechtigte von Kindern 
bis zum 12. Lebensjahr oder Kin-
dern mit Behinderung diese selbst 
betreuen, erhalten sie ebenfalls 
eine Entschädigung für den da-
durch bedingten Verdienstausfall 
(§56 Abs. 1a IfSG).

Steuerliche Behandlung der 
Entschädigungen
Die Verdienstausfallentschädigun
gen sind steuerfrei (§ 3 Nr. 25 
EStG). Das gilt sowohl beim 
Lohnsteuerabzug als auch bei der 
anschließenden Steuererklärung. 
Die Zahlungen unterliegen aber 
dem steuererhöhenden Progres-
sionsvorbehalt (§ 32b Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. E EStG).

Reaktion der Finanzverwaltung 
bei Fehlern im Auszahlungsver-
fahren
Die Verdienstausfallentschädi-
gungen werden zunächst vom 
Arbeitgeber ausgezahlt und an-
schließend auf Antrag von der 
Entschädigungsbehörde erstattet. 
Bei der Rückerstattung treten aber 
immer wieder lohnsteuerliche 
Differenzen und Schwierigkei-
ten auf. Mit Verzögerung hat die 
Finanzverwaltung mit dem BMF-
Schreiben vom 25. Januar 2023 
dazu ausführlich Stellung genom-
men und eine Bagatellregelung 
für die Jahre 2020 bis 2023 ge-
troffen, soweit der Lohnsteuerab-
zug zu gering ausgefallen ist.

Unzutreffende Lohnsteuerver-
steuerung: zu hoher Lohnsteuer-
abzug
Die Zahlung einer Verdienstaus-
fallentschädigung nach dem In-
fektionsschutzgesetz ist nach § 3 
Nr. 25 EStG steuerfrei. Behält der 
Arbeitgeber zu viel Lohnsteuer 
ein, unterliegt er in der Regel kei-

ner lohnsteuerlichen Mitteilungs-
pflicht gegenüber dem Betriebs-
stättenfinanzamt. Insbesondere 
liegt kein Fall der s.g. haftungs-
befreienden Anzeige des Arbeit-
gebers nach § 41c Abs. 4EstG vor, 
da zu viel und nicht zu wenig 
Lohnsteuer einbehalten wurde. 

Der Arbeitnehmer kann seinen 
Anspruch auf Erstattung der vom 
Arbeitgeber zu Unrecht einbe-
haltenen Lohnsteuer daher nur 
im Rahmen seiner Einkommens
steuerveranlagung geltend ma-
chen (H41c. 1 Erstattungsantrag) 
LStH).

Soweit der Lohnsteuerabzug zu 
gering ausgefallen ist („unzutref-
fende Steuerfreistellung“), sieht 
das BMF-Schreiben drei Möglich-
keiten vor:

Rückforderung durch Arbeitgeber
Fordert der Arbeitgeber eine zu 
viel gezahlte Verdienstausfallent-
schädigung zurück, mindert der 
Rückforderungsbetrag im Jahr 
der Rückzahlung die für das Ka-
lenderjahr zu bescheinigenden 
Leistungen. Übersteigt der Rück-
forderungsbetrag im Jahr der 
Rückzahlung die entsprechenden 
Leistungen, so ist der Negativ-
betrag mit Minuszeichen unter 
Nummer 15 der Lohnsteuerbe-
scheinigung zu bescheinigen.

Keine Rückforderung, aber An-
zeige des Arbeitgebers
Verzichtet der Arbeitgeber auf 
die Rückforderung, so hat der 
Arbeitgeber seinem Betriebs-
stättenfinanzamt die betroffenen 
Fälle unter Angabe der persön-
lichen Daten der Beschäftigten 
sowie der zutreffenden Werte 
unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen (§ 41c Abs. 4 EStG, R 41c.2 
LStR). Hierfür kann der unter 
http://www.formulare-bfinv.de 
eingestellte Vordruck „Anzeige 
über nicht durchgeführten Lohn-

steuerabzug“ genutzt werden. 
Die Richtigstellung erfolgt dann 
regelmäßig im Rahmen der Ein
kommensteuerveranlagung. 

Das Finanzamt wird die fehlende 
Steuer also als Nachzahlung oder 
als Minderung einer eventuellen 
Einkommensteuererstattung ein-
fordern. Ausnahmsweise kommt 
auch ein Lohnsteuer-Nachforde-
rungsbescheid in Betracht.

Bei Abweichungen bis 200 Euro: 

Neue Bagatellregelung
Sofern die Differenz zwischen der 
dem/der Beschäftigten gezahlten 
Verdienstausfallentschädigung 
und der dem Arbeitgeber bewil-
ligten Erstattung 200 Euro pro 
Quarantänefall nicht übersteigt, 
hat die Finanzverwaltung nun 
eine Bagatellregelung erlassen. 

In diesen Fällen kann der Arbeit-
geber von seiner Anzeigepflicht 
absehen. Insoweit haftet er auch 
nicht für die nicht einbehaltene 
Lohnsteuer. Auch eine Korrek-
tur der unzutreffenden Steuer-
freistellung im Rahmen der Ein-
kommensteuerveranlagung der 
Beschäftigten unterbleibt. Nach-
forderungsbescheide werden 
ebenfalls nicht verschickt.

Quelle: IHK
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Bildung

Verkehrsinstitut Chemnitz GmbH
Partner der Verkehrsakademie
Schulungsstätten in Chemnitz (C), Leipzig (L) und Zwickau (Z)

Folgende Schulungsleistungen bieten wir u. a. an unseren Standorten in Chemnitz,  
Leipzig und Zwickau an:

1.	 Weiterbildung gemäß § 5 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz 
	 (auch als Inhouse-Schulung möglich) 
	 regelmäßig an allen Standorten (wochentags und samstags) 
	 Termine siehe Homepage oder über QR-Code

2.	 Beschleunigte Grundqualifikation 
	 (auch für Umsteiger) 
	 Chemnitz:	 ab 24.07.2023 
	 Leipzig:	 ab 06.06.2023 
	 Zwickau:	 ab 28.08.2023

3.	 Erwerb Fahrerlaubnis 
	 Klasse C1/C1E, C/CE (LKW), D/DE (Bus) 
	 Chemnitz:	 ab 10.07.2023 
	 Leipzig:	 ab 22.05.2023 
	 Zwickau:	 ab 16.10.2023

4.	 Schulungen Gefahrgut  
	 (Erstschulungen und Auffrischungen) 
	 Chemnitz: 	 Erstschulung ab 26.06.2023, Auffrischung ab 07.07.2023 
	 Leipzig: 	 Erstschulung ab 12.06.2023, Auffrischung ab 03.06.2023 
	 Zwickau:	 Erstschulung ab 12.06.2023, Auffrischung ab 23.06.2023

5.	 Gabelstapler- und Ladekranausbildung 
	 Chemnitz:	 ab 03.06.2023 Gabelstapler, ab 28.08.2023 Ladekran 
	 Leipzig:	 ab 03.08.2023 Gabelstapler, ab 16.10.2023 Ladekran 
	 Zwickau:	 ab 28.06.2023 Gabelstapler

6.	 Ladungssicherung, Digitaler Tachograph, 

7.	� Sach- und Fachkundelehrgang Güterverkehr oder 
Personenverkehr mit KOM oder Taxen-Mietwagen 
Chemnitz:	 ab 12.06.2023 
Leipzig:	 ab 16.10.2023

8.	 Fahrlehrerausbildung Klasse BE 
	 in Chemnitz ab November 2023 (Vollzeit)

9.	 Geprüfter Meister für Kraftverkehr (m/w/d) 
	 in Chemnitz ab November 2023 (Vollzeit)

10. 	Geprüfter Logistikmeister (m/w/d)

Für Fragen stehen wir Ihnen unter folgenden Telefonnummern zur Verfügung:

09120 Chemnitz	– Tel. 0371 528310	 www.verkehrsakademie.de
08058 Zwickau	 – Tel. 0375 353530	 chemnitz@verkehrsakademie.de
04319 Leipzig	 – Tel. 0341 6522690	 www.facebook.com/Verkehrsinstitut Chemnitz
				    Instagram/#verkehrsinstitutchemnitz

weitere Termine 2023
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Anmeldung / Informationen / weitere Termine unter www.svg-dresden.de
SVG Beratungs- und Schulungsgesellschaft mbH
Palaisplatz 4 · 01097 Dresden · Telefon: 0351 8143253 · Telefax: 0351 8143160

In den kommenden Wochen und Monaten können wir Ihnen folgende Termine anbieten:

SVG Beratungs- und 
Schulungsgesellschaft mbH

1.	 Sach- und Fachkunde Güterkraftverkehr – Vorbereitung zur IHK-Prüfung „Verkehrsleiter“ 
	 Teilzeitlehrgang Montag – Freitag		  04.09. – 22.09.2023	 Leipzig 
	 Teilzeitlehrgang Montag – Freitag		  01.11. – 21.11.2023	 Dresden

2.	 Sach- und Fachkunde Personenverkehr – Vorbereitung zur IHK-Prüfung „Verkehrsleiter“ 
	 Omnibus- und Gelegenheitsverkehr	 05.06. – 16.06.2023	 Dresden 
	 Taxi-/Mietwagenverkehr		  05.06. – 13.06.2023	 Dresden

3.	 Sach- und Fachkunde für AbfAEV / EfbV / AbfBeauftrV / TRGS 520 
	 Erstschulung (FK) AbfAEV, EfbV, AbfBeauftrV	 01.09. – 09.09.2023	 Dresden 
	 Fortbildung AbfAEV, EfbV, AbfBeauftrV	 23.06. – 24.06.2023	 Dresden 
	 Grundschulung TRGS 520		  24.05. – 26.05.2023	 Dresden

4.	 Gefahrgutausbildung 
	 ADR Basiskurs	 (Montag – Mittwoch)	 08.05. – 10.05.2023	 Dresden 
	 ADR Basiskurs	 (Samstag – Freitag – Samstag)	 10.06.+ 16.06. + 17.06.2023	 Leipzig 
	 ADR Auffrischungskurs	 (Samstag + Samstag)	 06.05. + 13.05.2023	 Leipzig 
	 ADR Auffrischungskurs	 (Montag + Dienstag)	 26.06. + 27.06.2023	 Dresden 
	 ADR Aufbaukurs Tank		  23.06. + 24.06.2023	 Leipzig 
	 Gefahrgutbeauftragtenschulung	 Erstsch. + FoBi	 22.05. – 25.05.2023	 Dresden 
	 Gefahrgutbeauftragtenschulung	 Erstsch. + FoBi	 25.09. – 28.09.2023	 Leipzig

5.	 Gabelstapler-, Hubarbeitsbühnen- und Lkw-Ladekranführer-Ausbildung 
	 Gabelstapler-Ausbildung ohne prakt. Vorkenntnisse	 26.06. – 28.06.2023	 Dresden 
	 Gabelstapler-Ausbildung mit prakt. Vorkenntnissen	 23.06. + 24.06.2023	 Dresden 
	 Gabelstapler-Ausbildung Jährliche Pflichtunterweisung	 23.06.2023	 Dresden 
	 Lkw-Ladekranführer-Ausbildung mit prakt. Vorkenntnissen	 05.05. + 06.05.2023	 Leipzig 
	 Lkw-Ladekranführer – Jährliche Pflichtunterweisung	 05.05.2023	 Leipzig 
	 Hubarbeitsbühnenausbildung		  03.07. – 04.07.2023	 Dresden

6.	 Weiterbildung für Unternehmer und Führungskräfte 
	 GesprächsFÜHRUNG – Effektiv kommunizieren	 12.05.2023	 Dresden

7.	 Praxisseminare – förderfähig 
	 Fahrsicherheitstraining PKW, Transp., LKW, BUS	 Termine auf Anfrage	 alle + Inhouse 
	 Eco-Training		  Termine auf Anfrage	 alle + Inhouse

8.	 Berufskraftfahrerweiterbildung   
	 SVG Notfallmanagement III (KB 3)		 13.05.2023	 Dresden 
	 SVG Pausen mit System III (KB 2)		  13.05.2023	 Dresden/Niederdorf   
	 SVG Brandschutz (KB 3)		  03.06.2023	 Dresden/Leipzig   
	 SVG Fahrsicherheit und Technik III (KB 1+ 3)	 10.06.2023	 Dresden 
	 SVG Arbeits- und Gesundheitsschutz III (KB 3)	 17.06.2023	 Niederdorf 
	 SVG Fahrer:innen als Imageträger III (KB 1+ 3)	 17.06.2023	 Dresden 
	 SVG Pausen mit System III (KB 2)		  17.06.2023	 Dresden 
	 SVG Risikosituationen (KB 1)		  24.06.2023	 Dresden 
	 SVG Kipperfahrzeuge (KB 1 + 3)    	 Termine auf Anfrage	 Alle Standorte 
	 Berufskraftfahrer-Wochenschulung (KB 1 – 3)	 19.06. – 23.06.2023	 Dresden 
	 Berufskraftfahrer-Wochenschulung (KB 1 – 3)	 08.05. – 12.05.2023	 Leipzig 
	 Berufskraftfahrer-Wochenschulung (KB 1 – 3)	 04.09. – 08.09.2023	 Niederdorf




